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III. Handelsangelegenheiten. 


Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 15. September 1925 Nr. III 7083, 1G 1808, Va 9483 
M. f. H., II D 1332 M. d. J., betr. Polizeiverordnung über den Verkehr mit Mineralölen 
und Mineralölmiſchungen. 


Der mit unſerem Runderlaß vom 2. Dezember v. Is. — III 8197, 16 2080, Va 10669 
M. f. H.; II 1528 M. d. J. — an alle beteiligten Behörden, Berufsgenoſſenſchaften, 
Vertretungen von Induſtrie und Handel und an die Feuerwehr- und Feuerverſicherungs— 
verbände gegangene Entwurf einer neuen Polizeiverordnung über den Verkehr mit Mineral— 
ölen und Mineralölmiſchungen iſt am 27. und 28. Februar und am 2. März d. Is. mit Ver⸗ 
tretern aller beteiligten Kreiſe und der Techniſchen Deputation für Gewerbe eingehend 
beſprochen. 


Auf Grund dieſer Verhandlungen iſt der beigeſügte endgültige Entwurf der neuen 


Polizeiverordnung nebſt den zugehörigen techniſchen Grundſätzen und der Erläuterung 


nebſt Ausführungsanweiſung entſtanden. Wir erſuchen, darnach baldmöglichſt eine neue 
Polizeiverordnung zu erlaſſen und die bisherige Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Mineralölen außer Kraft zu ſetzen. Für die Gewerberäte, die Landräte und die Polizei⸗ 
verwaltungen der kreisfreien Städte iſt die erforderliche Anzahl von Anlagen beigefügt. 

Die Polizei-Verordnung ſowie die von uns erlaſſenen, gleichfalls hierbei überſandten 
techniſchen Grundſätze und die Erläuterung nebſt Ausführungsanweiſung werden den 
Amtsblättern als Anlage beizufügen fein. Zur Koſtenerſparnis wird die einheitliche 
Herſtellung der Anlage durch Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8, Mauerſtr. 44, 
erfolgen. Die für die dortigen Amtsblatter erforderliche Anzahl von Anlagen erſuchen 
wir ſofort bei der Regiſtratur III des Miniſteriums für Handel und Gewerbe anzu— 
melden. — Von den Amtsblättern, in denen auf die neue Polizei verordnung bin- 
gewieſen wird, find dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe je 2 Stücke 
demnächſt zu überſenden. 

Die neue Polizeiverordnung unterſcheidet ſich von den zurzeit gültigen Verord⸗ 
nungen, die auf Grund der Normalentwürfe vom 28. Auguſt 1902 (HM Bl. S. 336), vom 
20. Januar 1906 (M Bl. S. 75), vom 14. Juni 1910 (HM Bl. S. 258) und vom 21. No⸗ 
nember 1911 (SM Bl. S. 422) erlaſſen find, hauptſächlich in folgenden Punkten: 


a) Der Polizeiverordnung ſind nicht nur die Mineralöle, ſondern auch künſtliche 
Miſchungen davon, und zwar ſowohl miteinander, als auch mit anderen leicht 
entzündlichen Flüſſigkeiten und mit feſten in den Flüſſigkeiten löslichen Stoffen 
— hier allerdings mit einer gewiſſen Einſchränkung —, unterworfen. 


b) 
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Die Einteilung der Gefahrklaſſen iſt etwas geändert. Dies tritt indeſſen prak— 
tiſch kaum in die Erſcheinung, da die Flammpunktsbeſtimmung zukünftig überall 
mit dem Petroleum-Prober von Abel-Pensky geſchehen ſoll. 

Wer Mineralöle lagert oder verkauft, hat auf Verlangen der Behörden 
die Gefahrklaſſe der Mineralöle nachzuweiſen. 
Die zuläſſigen Aufbewahrungs- und Lagermengen werden nicht mehr in Kilo⸗ 
grammen, ſondern in Litern angegeben. 
Die zuläſſigen Aufbewahrungsmengen in Wohn- und Schlafräumen, wo die 
Gefährdungsmöglichkeit von Menſchenleben am größten iſt, ſind herabgeſetzt; 
die Lagermengen in den für Lagerung vorgeſehenen Räumen und Lagerhöfen 
ſind beträchtlich erhöht. Dies war notwendig einerſeits mit Rückſicht auf die 
Unterſtellung der künſtlichen Miſchungen unter die Verordnung, andererſeits 
auf die gerade auf dieſem Gebiete in der neueſten Zeit geſteigerten Auforde⸗ 
rungen. Die Erhöhung der Lagermengen erſchien zuläſſig im Hinblick darauf, 
daß in Zukunft alle Anzeigen und Geſuche betreffend Mineralöl-Lagerung 
ausnahmslos dem zuſtändigen Gewerberat zur Prüfung vorgelegt werden 
müſſen. Dieſem liegt es ob, die unter Annahme günſtigſter Verhältniſſe hin⸗ 
ſichtlich Bebauung der Nachbarſchaft feſtgeſetzten größten Lagermengen oder 
kleinſten Schutzſtreifenbreiten bei Nichtvorhandenſein dieſer Verhältniſſe ent- 
weder angemeſſen abzuändern oder aber Bedingungen zur Verbeſſerung der 
Verhältniſſe vorzuſchreiben, oder endlich in beiderlei Hinſicht Bedingungen vor- 
zuſchlagen, die nebſt den anderen vom Gewerberat geſtellten Bedingungen von 
den Ortspolizeibehörden unverändert in die Erlaubnis⸗Urkunde aufzunehmen 
ſind. 
Die Lagerung von Mineralölen der Gefahrklaſſe I in Holzfäſſern iſt nicht mehr 
zugelaſſen. 
In Lagerhöfen iſt das Verhältnis vom Faſſungsraum der umwallten Tanks — 
namentlich für eine größere Anzahl von Tanks innerhalb einer Umwallung — 
zu dem Inhalt des umwallten oder vertieften Raumes erhöht; dafür iſt der 
Geſamt⸗Faſſungsraum innerhalb einer Umwallung beſchräukt. 


Auf Lagerhöfen iſt die ausnahmsweiſe, vorübergehende Abſtellung von Mineral- 
ölen in Fäſſern, Behältern und Keſſelwagen bis zur Abfuhr oder Abfüllung in 
die Tanks bedingungsweiſe zugelaſſen, und zwar auf die Dauer von höchſtens 
36 Stunden (mit Rückſicht auf die Sonntage), unter verantwortlicher Aufſicht 
oder in ſicherer Verwahrung auf den von der zuſtändigen Behörde genehmigten 
beſtimmten Plätzen. 


h) Den unterirdiſchen Tanks — auch ohne Schutzgas — und den zugehörigen 


— . 
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Straßenzapfſtellen find wegen ihrer großen ficherheitlichen Vorzüge weit- 
gehende Vergünſtigungen eingeräumt. 

Die Tanks ſowohl als auch die zugehörigen Zapfſtellen ſind vor ihrer 
Inbetriebnahme und auch ſpäter während des Betriebs in ange meſſenen Friſten 
durch Sachverſtändige, die vom Unternehmer gewählt ſind und vom Gewerberat 


anerkannt ſein müſſen, auf Koſten des Unternehmers auf Dichtheit und ord⸗ 


nungsmäßige Beſchaffenheit zu prüfen. Die über dieſe Prüfungen ausgeſtellten 
Beſcheinigungen ſind zu verwahren und der zuſtändigen Behörde auf Verlangen 
vorzulegen. Eine dahingehende Bedingung iſt ausdrücklich in die Erlaubnis⸗ 
urkunde aufzunehmen. 

Für Tankwagen — auch ſolche mit Kraftantrieb — ſind Bedingungen vor- 
geſehen, mit deren Erfüllung dieſe Wagen in Preußen freizügig ſind. 

Von der eigentlichen Polizeiverordnung, die nur das für eine ſolche Verord— 
nung unbedingt Notwendige enthält und von den Oberpräſidenten erlaſſen 
wird, ſind abgetrennt: 

1. die Grundſätze für die techniſche Durchführung der Verordnung, die von 
dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe erlaſſen 
werden, 

2. die ebenfalls von dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und 
Gewerbe erlaſſene Erläuterung und Ausführungsanweiſung zur Polizei⸗ 
verordnung und zu den techniſchen Grundſätzen. 
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) Neu iſt die Beſtellung des Mineralöl-Verkehrsausſchuſſes, dem die Weiter- 
bildung der techniſchen Grundſätze obliegt. Seine Beſchlüſſe zur Abänderung 
der techniſchen Grundſätze werden mit meiner, des mitunterzeichneten Miniſters 
für Handel und Gewerbe, Zuſtimmung und mit Veröffentlichung im Mini⸗ 
ſterialblatt der Handels⸗ und Gewerbe verwaltung rechtskräftig. b 

Dem Mineralöl⸗Verkehrsausſchuß liegt auch die Begutachtung beſtimmter 
Bauarten von unterirdiſchen Tankanlagen und Zapfſtellen ſowie auch von 
einzelnen Teilen derſelben und von Lampen für Mineralöllager, ſowie endlich 
von Tankwagen zwecks allgemeiner Anerkennung ob. 


Zum Schluß wird noch bemerkt, daß die Polizeiverordnung nur die Beſtimmung 
für Kraftwagenhallen enthält, daß die in den Treibſtoffbehältern der Kraftwagen befind⸗ 
lichen Mineralölmengen der Polizeiverordnung nicht unterworfen find. Über Aufbewahrung 
oder Lagerung von Mineralölvorräten in den Kraftwagenhallen iſt nichts geſagt. Wo eine 
ſolche Aufbewahrung oder Lagerung noch ſtattfindet, ſind bis auf weiteres die dafür beſon⸗ 
ders erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften anzuwenden. Es iſt jedoch nach Möglichkeit darauf 
hinzuwirken, daß überall da, wo Straßenzapfſtellen in erreichbarer Nähe vorhanden ſind, 
die Aufbewahrung von Mineralölen in den Kraftwagenhallen unterbleibt. Aus demſelben 
Grunde empfiehlt es ſich auch, die weitgehenden Zugeſtändniſſe im § 6, die der Förderung 
des Kraftwagenverkehrs auf dem Lande dienen ſollen, da nicht anzuwenden oder doch ein- 
zuſchränken, wo auf etwa 10—15 km im Umkreiſe Straßenzapfſtellen vorhanden find. 

Die großen ſicherheitlichen Vorzüge der Straßenzapfſtellen kommen erſt dann voll 
zur Geltung, wenn dieſe aus Tankwagen mittels geſchloſſener Rohrleitungen befüllt werden. 
Dieſe Art der Befüllung wird ſich wohl ſchon aus wirtſchaftlichen Gründen ohne weiteres 
einführen, ebenſo wie die Verlegung des Befüllungsbetriebes in diejenigen Stunden, in 
welchen in den Straßen der geringſte Verkehr herrſcht. Indeſſen werden die Ortspolizei- 
behörden auch hierauf ihr Augenmerk zu richten haben. 

Im Zuſammenhang mit der neuen Polizeiverordnung wird auch die laufende 
Nr. 46 der Gebührenordnung für die Handels- und Gewerbeverwaltung vom 
26. Mai 1924 (HM Bl. S. 159 ff.) und vom 25. Februar 1925 (HM Bl. S. 39) abgeändert. 
Die neue Regelung wird demnächſt im Preußiſchen Beſoldungsblatt (Teil II des 
Finanz⸗Miniſterial-Blattes) veröffentlicht werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: v. Meyeren. J. A.: Roedenbeck. 


An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 
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Entwurf einer Polizeiverordnung 


über den 


Verkehr mit Mineralölen und Mineralölmiſchungen 
(Mineralöl-Verkehrs⸗Verordnung). 


Abſchnitt J. 


Allgemeines. 
le 


Anwendungsgebiet der Polizeiverordnung. 
(3) Dieſe Polizeiverordnung findet Anwendung auf die Aufbewahrung, Lagerung, Ab— 
gabe und Beförderung zu Lande 
1. von Rohpetroleum und deſſen Deſtillationsprodukten (leichtſiedenden Ölen, Leucht— 
ölen, leichten Schmierölen) und von flüſſigen, aus Steinkohlenteer, Braun- 
kohlenteer, Kohlendeſtillationsgaſen oder Schieferteer bereiteten Kohlenwaſſer— 
ſtoffen (Benzol, Solaröl, Photogen, Schieferölen), auch künſtlich hergeſtellten 

Kohlenwaſſerſtoffen, wenn nicht der Flammpunkt dieſer Flüſſigkeiten bei 

einem Barometerſtande von 760 mm höher liegt als bei 100° C; 

von künſtlich hergeſtellten brennbaren Miſchungen der unter Ziff. 1 bezeichneten 

Flüſſigkeiten untereinander und mit anderen brennbaren Flüſſigkeiten, jedoch 

ausgenommen den nach den Beſtimmungen der Brauntweinſteuer⸗Befreiungs⸗ 

Ordnung vergällten Branntwein; 

3. von künſtlich hergeſtellten brennbaren, flüſſigen (bei + 15° C nicht ſalben⸗ 
förmigen oder feſten) Miſchungen der unter Nr. 1 und 2 bezeichneten Flüſſig⸗ 
keiten mit feſten, in den Flüſſigkeiten löslichen Stoffen (Harzen, Kautſchuk 
u. dgl.) oder mit gewöhnlichen oder eingedickten Olen (Leinöl, Firnis, Standöl), 
ſofern die Miſchung mehr als 5 v. H. des Geſamtgewichts an Mineralölen ent- 
hält. Ausgenommen ſind ſolche Miſchungen, die bei einem Barometerſtande 
von 760 mm einen Flammpunkt von 21° C oder mehr haben, und deren 
Gehalt an feſten, in den Flüſſigkeiten löslichen Stoffen mehr als 20 v. H. des 
Geſamtgewichts beträgt; 

4. von leeren Gefäßen, in denen ſich Flüſſigkeiten der vorbezeichneten Art 
befunden haben. 


(2) Wo im folgenden von Mineralölen ohne beſchränkenden Zuſatz geſprochen wird, 
oder wo ohne Hinzufügung des Wortes „Mineralöle“ z. B. nur von Höchſtmengen die Rede 
iſt, handelt es ſich nicht nur um ungemiſchte Mineralöle (Abſ. (1) Nr. 1), ſondern auch 
um die der Polizeiverordnung unterliegenden brennbaren Miſchungen (Abſ. (1) Nr. 2 und 3). 


BL 
Gefahrklaſſen. 
(1) Die im § 1 Abſ. (1) aufgeführten Mineralöle werden in drei Gefahrklaſſen eingeteilt. 
Sie gehören zur 

Gefahrklaſſe J, wenn fie bei einem Barometerſtande von 760 mm und bei einer 
Erwärmung auf weniger als 21° C entflammbare Dämpfe entwickeln; 

Gefahrklaſſe II, wenn fie ſolche Dämpfe erſt bei einer Erwärmung auf 21 bis 
55° C entwickeln; 

Gefahrklaſſe III, wenn ſie entflammbare Dämpfe erſt bei einer Erwärmung 
auf mehr als 55° C und unterhalb 100° C entwickeln. 


d 
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Ermittelung des Flammpunktes. 
(2) Der Flammpunkt wird mittelſt des Petroleum-Probers von Abel-Penskzh feſtgeſtellt. 


Nachweis der Gefahrklaſſe. 


(3) Wer Mineralöle lagert oder verkauft, hat auf Verlangen der zuſtändigen Behörden 
(Polizei, Gewerbeaufſichtsamt) durch Vorlegung einer ſchriftlichen Verſicherung des Her⸗ 
ſtellers oder Lieferers oder durch ein von einem anerkannten Sachverſtändigen ausgeſtelltes 
Flammpunktszeugnis einen Nachweis darüber zu erbringen, zu welcher Gefahrklaſſe die 
gelagerten, feilgehaltenen oder abgegebenen Mineralöle gehören. Wird ein ſolcher 
Nachweis nicht erbracht, fo gelten die Mineralöle als zur Gefahrklaſſe I gehörig. 


3 
Grundſätze für die techniſche 5 der Polizeiverordnung. 

(4) Die Anlagen zur Aufbewahrung und Lagerung von Mineralölen und zur Lagerung 
von (gebrauchten) leeren Mineralölfäſſern, ſowie die Straßentankwagen zur Beförderung 
von Mineralölen müſſen den folgenden Beſtimmungen und den anerkannten Regeln der 
Wiſſenſchaft und Technik entſprechend ausgeführt, betrieben und unterhalten werden. 

Als ſolche gelten außer den allgemeinen Regeln bis auf weiteres die im Anhang 
abgedruckten von den Miniſtern für Handel und Gewerbe und des Innern erlaſſenen 
Grundſätze für die techniſche Durchführung dieſer Polizeiverordnung. Die Weiterbildung 
dieſer Grundſätze wird dem von dem Miniſter für Handel und Gewerbe nach Maßgabe der 
Anlage zu berufenden Mineralöl-Verkehrsausſchuß übertragen. 

Für die Ausführung und den Betrieb elektriſcher Anlagen ſind die Vorſchriften des 
Verbandes Deutſcher Elektrotechniker für die Errichtung und den Betrieb elektriſcher Stark— 
ſtromanlagen zu beachten. 

Berechnung des Faſſungsvermögens. 

(2) Die Berechnung der Mengen der gelagerten Flüſſigkeiten geſchieht für alle Gefäße, 

auch für die nur teilweiſe gefüllten, nach ihrem vollen Faſſungsvermögen. 


e Beſchaffenheit der Aufbermahrungd- und Lagergefäße. 
(3) Gefäße, in denen Mineralöle aufbewahrt oder gelagert werden, müſſen dicht und 
T abgejehen von Lagertanks — auch dicht verſchloſſen ſein. Mineralöle der Gefahrklaſſe I 
dürfen nicht in Behältern aus brennbaren Stoffen aufbewahrt oder gelagert werden. 


Aufſchriften an ortsfeſten und an Verſandgefäßen. 
(% An ortsfeſten Gefäßen, die nur zur Aufbewahrung und Lagerung von Mineralölen 
und nicht zu deren Beförderung dienen, muß, abgeſehen von den Fällen des § 4 Abſ. (1), 
an leicht ſichtbarer Stelle, — bei unterirdiſcher Lagerung an der Zapfeinrichtung, — 
deutlich und dauerhaft verzeichnet ſein: Die handelsübliche Bezeichnung des Inhalts, ſeine L 
Gefahrklaſſe und der Faſſungsraum der Gefäße, bei mehrteiligen Gefäßen: ihrer einzelnen f 
Abteilungen. a 

Gefäße, in denen Mineralöle der Gefahrklaſſe I aufbewahrt, gelagert, abgegeben und 
19 55 werden, ſind mit der deutlichen dauerhaften Aufſchrift „Feuergefährlich“ zu 
verſehen. 

Übergefäße für Ton⸗ und Glasgefäße müſſen außerdem mit der deutlichen dauer— 
haften Aufſchrift „Vorſichtig tragen“ verſehen ſein. 

Unmittelbar für die Ausfuhr in das Ausland beſtimmte Gefäße und Übergefäße mit 
Mineralölen der Gefahrklaſſe J werden von den Vorſchriften im 2. und 3. Unterabſatz 
dieſes Abſatzes (4) nur inſoweit getroffen, als auch Beförderung auf Eiſenbahnen, 
Kauffahrteiſchiffen und Luftfahrzeugen ſtattfindet und hierfür die gleichen Aufſchriften 
vorgeſchrieben ſind. 

Füllungsgrad der Gefäße. 
(5) Dicht verſchloſſene Gefäße dürfen nicht ganz gefüllt ſein. 


Zapfſtellen. 

(5) Zapfſtellen auf Höfen und an Verkehrsſtellen müſſen außerhalb der Betriebs⸗ 
zeit unter Verſchluß gehalten werden. Austreten von Flüſſigkeit aus der Anlage und 
ihren Rohrleitungen muß verhindert ſein. Beim Abzapfen etwa verſchüttete Mineralöle 
dürfen nicht in die Abwaſſerleitung, in Keller oder Brunnen gelangen können. 

Zapfſtänder müſſen gegen Verletzungen durch Anfahren geſichert ſein. 
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Vorübergehende Aufbewahrung gefüllter Fäſſer auf Tanklagerhöfen. 

(7) Auf Lagerhöfen mit Tanklagerung dürfen gefüllte, zum Verſand beſtimmte und 
eingehende, zur Entleerung beſtimmte Fäſſer, Behälter und Keſſelwagen bis zur Abfuhr 
oder Entleerung unter Aufſicht oder ſicherer Verwahrung auf den von der zuſtändigen 
Behörde genehmigten Plätzen und in der dafür beſonders beſtimmten Menge ausnahms⸗ 
weiſe für höchſtens 36 Stunden verbleiben. Dieſe Plätze dürfen auch auf dem Schutz⸗ 
ſtreifen liegen. 

Leere gebrauchte Faſſer. 

(s) Leere gebrauchte Fäſſer aus nicht brennbarem Bauſtoff dürfen nur mit dicht 
verſchloſſenem Spundloch gelagert werden. Leere Fäſſer aus brennbarem Bauſtoff, die mit 
Mineralölen der Gefahrklaſſe II gefüllt geweſen ſind, dürfen, wenn nicht Ausnahmen 
zugelaſſen ſind, nur außerhalb von Lagerhöfen (vgl. Grundſätze III B) gelagert werden. 
Über die Entfernung der Faßlagerſtätten von den Grundſtücksgrenzen und über die 
Lagerung eiſerner, verſchloſſener Fäſſer auf dem Schutzſtreifen entſcheidet die für die 
Lagerungs⸗Erlaubnis zuſtändige Behörde. 

Welche Mengen leerer Mineralölfäſſer außerhalb von genehmigten Lagerhöfen 
aufgeſtapelt werden dürfen, wird von der Ortspolizeibehörde feſtgeſetzt. 


Verbot von Feuer und Licht. 

(9) Das Anzünden von Feuer und Licht, das Hantieren mit offenem Licht und das Rauchen 
in allen Lagerſtätten für Mineralöle der Gefahrklaſſen I, II und III iſt verboten. Wegen 
der Ausnahmen für die Verwendung von Feuer und offenem Licht bei Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten auf Lagerhöfen vgl. Grundſätze Abſchn. III B Abf. (10). 


Abſchnitt II. 


Vorſchriften für die Gefahrklaſſe 1. 
8 
Aufbewahrung in Wohnräumen, Gaſtſtuben u. dgl. 

(1) In Treppenhäuſern und in den damit in offener Verbindung ſtehenden Zugängen 

und Räumen ſowie in unbewohnten Bodenräumen iſt die Aufbewahrung unzuläſſig. 

In Wohn- und Schlafräumen und in Räumen, die mit den Wohn- und Schlaf- 
räumen in unmittelbarer, nicht feuerſicher abſchließbarer Verbindung ſtehen, ſowie in Gaſt⸗ 
und Schankſtuben dürfen nicht mehr als 3 Liter aufbewahrt werden. 

In anderen, zum dauernden Aufenthalt oder zum regelmäßigen Verkehr von Menſchen 
dienenden Räumen dürfen nicht mehr als 20 Liter aufbewahrt werden. 

In gewerblichen Arbeitsräumen in Wohnhäuſern, auch wenn fie in Bodenräumen 
ſich befinden, dürfen nicht mehr als 30 Liter aufbewahrt werden (vgl. § 16 Abf. (2) und (3)). 

(2) Gefäße zur Aufbewahrung größerer Mengen als je 2 Liter müſſen aus widerſtands⸗ 
fähigem Blech hergeſtellt ſein; die Nähte müſſen, ſofern ſie nicht durch Nietung, Hartlötung 
oder Schweißung hergeſtellt ſind, doppelt gefalzt und gelötet ſein. Dicht und feſt (3. B. 
durch Schraub- oder Hebelverſchlüſſe) verſchloſſene Blechgefäße müſſen ein Davyſches 
Sicherheitsdrahtnetz und eine Sicherheitseinrichtung (Federventil, Schmelzplatte oder 
-pfropfen) haben, die bei Erhitzung der Gefäße dieſe vor dem Platzen bewahrt. 

(3) Das Umfüllen von einem Gefäß in ein anderes darf nicht bei offenem Licht oder 
Feuer erfolgen. Iſt künſtliche Beleuchtung erforderlich, jo muß ſie entweder als Außen- 
beleuchtung hinter dicht ſchließenden, nicht öffenbaren Fenſtern angeordnet oder als 
elektriſche Innenbeleuchtung ſchlagwetterſicher (entſprechend den Vorſchriften des Ver⸗ 
bandes deutſcher Elektrotechniker für ſchlagwettergefährliche Grubenräume) ausgeführt 
werden. Die Verwendung elektriſcher Taſchenlampen iſt zuläſſig. 


§ ö. 
Lagerung in abgetrennten Räumen und in Geſchäftsräumen der Kleinhändler. 

(1) In abgetrennten, nicht dem dauernden Aufenthalt oder dem regelmäßigen Verkehr 
von Menſchen dienenden Räumen ſowie in den Verkaufsräumen der Kleinhändler dürfen 
in bruchſicheren Gefäßen nicht mehr als 80 Liter Mineralöle gelagert werden. 

Die Lagerräume müſſen von den im $ 4 Abſ. (1) bezeichneten Räumen feuerſicher 
abgeſchloſſen ſein. Jedoch dürfen Verkaufs- oder ſonſtige zur Lagerung von Mineralölen 
der Gefahrklaſſe I dienende Geſchäftsräume ausnahmsweiſe mit Kontoren in Verbindung 
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ftehen, wenn fie mit dieſen zuſammen von den übrigen im $ 4 Abſ. (1) bezeichneten 
Räumen und den mit dieſen in offener Verbindung ſtehenden Zugängen und Räumen 
feuerſicher abgeſchloſſen ſind. Werden dieſe Bedingungen nicht erfüllt, ſo ſind die 
Mengen auf 30 Liter beſchränkt. 

(2) Werden die Mineralöle in den im 1. Unterabſatz des Abſatzes (1) bezeichneten Räumen 
in bruchlicheren Gefäßen nur gelagert oder ohne Anbruch verkauft, ſo darf die Höchſt⸗ 
menge 150 Liter betragen. In dicht verſchloſſenen Glasgefäßen von höchſtens je 1 Liter 
Inhalt dürfen nicht mehr als insgeſamt 20 Liter Mineralöle gelagert werden. 

(3) Wegen Beleuchtung beim Umfüllen vgl. § 4 Abſ. (3). 

(1) Wegen des Verbots der Zuſammenlagerung mit feuergefährlichen Stoffen vgl. 
Grundſätze Abſchn. II Abſ. (s). z 

§ 6. 


Lagerung nach Anzeige bei der Ortspolizeibehörde. 
(1) Nach Anzeige bei der Ortspolizeibehörde dürfen folgende Höchſtmengen gelagert 
werden: 1 
1. in beliebigen bruchſicheren Gefäßen auf eingefriedigten, d. h. dem ſonſtigen 
Verkehr nicht zugänglichen Grundſtücken oder Grundſtücksteilen: 1000 Liter, 
2. in eiſernen Fäſſern oder in widerſtandsfähigen hartgelöteten, geſchweißten oder 
genieteten Blechgefäßen — Lacke und ähnliche Miſchungen auch in den 
üblichen Blechgefäßen — 
a) in nicht freiliegenden Lagerſtätten oder in beſonders eingerichteten Kellern: 
1200 Liter. Die Entnahme darf nur mittelſt Pumpen oder durch Schutz 
gas erfolgen; die Ausflußöffnung muß im Freien liegen, 
b) auf eingefriedigten, nach mindeſtens zwei Seiten offenen Grundſtücken 
oder Grundſtücksteilen oder in allſeitig freiliegenden Lagerſtätten: 
7000 Liter, 
3. in unterirdiſchen oder allſeitig in eine 1 m ſtarke Erdſchicht eingebetteten Tanks: 
a) in Kellern: 6000 Liter, 
b) auf unbebauten Grundſtücksteilen: 10000 Liter. 

(2) Der Anzeige ſind je in dreifacher Ausfertigung eine Beſchreibung und eine Skizze der 
Lagerſtätte beizufügen. Daraus muß hervorgehen: Die Art, Menge und Verteilung der 
zu lagernden Mineralöle, die Lagerſtätte, die Bebauung im Umkreiſe von 20 m um die 
Lagerſtätte (Beſchaffenheit der Mauern, nach der Lagerſtätte hin gelegene Tür⸗ und Fenſter⸗ 
öffnungen) und gegebenenfalls die Unterbringung leerer Fäſſer. Der Unternehmer iſt ver⸗ 
pflichtet, die nach der Anzeige an die Ortspolizeibehörde von dieſer ihm gemachten Vor⸗ 
ſchriften zu befolgen. 

Wegen dieſer Vorſchriften vgl. Grundſätze Abſchn. II. 


5 
Lagerung mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde. 
(1) Mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde dürfen folgende Höchſtmengen gelagert werden: 
1. auf Lagerhöfen ohne Schutzſtreifen oder in Lagerſtätten zu ebener Erde, 
über und unter denen keine zum Aufenthalt oder zum Verkehr von Menſchen 
beſtimmten Räume ſich befinden: 
a) in beliebigen bruchſicheren Gefäßen: 3000 Liter oder 
b) in eiſernen Fäſſern oder in Blechgefäßen: 10 000 Liter und 
c) in freiſtehenden, oberirdiſchen Tanks: 50000 Liter, 
2. auf Lagerhöfen mit Schutzſtreifen: 
a) in eiſernen Fäſſern oder Blechgefäßen: 25000 Liter und 
b) in oberirdiſchen Tanks: 100000 Liter, 
3. in unterirdiſchen Tanks ohne Schutzſtreifen: 200000 Liter. 
Wegen der beſonderen Bedingungen vgl. Grundſätze Abſchn. III. 

(2) Dem Geſuch um Erlaubnis zur Lagerung ſind eine Beſchreibung und eine Zeichnung 
der Lagerſtätte und der darauf befindlichen Bauwerke je in dreifacher Ausfertigung bei- 
zufügen. Daraus muß hervorgehen: Die Art und Menge der Mineralöle und ihre Ver⸗ 
teilung auf die vorgeſehenen Behälter, die Anordnung der Lagerbehälter im einzelnen, 
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zu einander und zu den Grenzen des Lagerhofes, die Beſchaffenheit und Lage der auf 
dem Lagerhof ſtehenden Gebäude (3. B. Abfüllſchuppen), die Plätze, auf denen gefüllte 
Fäſſer und Tankwagen vorübergehend untergebracht werden ſollen (ſ. 9 3 Abſ. (7)), die 
Mengen der hier im Höchſtfalle vorübergehend abzuſtellenden Mineralöle und endlich 
der Lagerplatz für leere Fäſſer (ſ. § 3 Abſ. (s)). Ferner iſt die Bebauung des Geländes im 
Umkreiſe von 50 m um den Lagerhof (Beſchaffenheit, Lage und Zweck der Gebäude, Vor 
handenſein von Brandmauern oder von nach dem Lagerhof hin gelegenen Tür- und Fenſter⸗ 
öffnungen) anzugeben. 
§ 8. 
Lagerung mit Erlaubnis der Landespolizeibehörde. 


(+) Größere als die in 97 angegebenen Mengen dürfen mit Erlaubnis der Landes⸗ 
polizeibehörde auf beſonderen Lagerhöfen mit Schutzſtreifen, in unterirdiſchen Tanks 
ohne beſonderen Schutzſtreifen, gelagert werden. 

Wegen der beſonderen Bedingungen vgl. Grundſätze Abſchn. III. 

(2) (wie 87 Abſ. (2)). 

Saat 
Beförderung. 

(1) Glas- und Tongefäße find für die Beförderung einzeln oder zu mehreren unter Ver⸗ 
wendung geeigneter Verpackungsſtoffe in ſtarke Übergefäße (Körbe, Kübel oder Kiſten) 
feſt einzuſetzen. Die Übergefäße, ausgenommen Kiſten, müſſen mit guten Handhaben 
vorſehen jein. 

(2) Bei der Beförderung von mehr als 50 Litern in Glas- oder Tongefäßen find folgende 
Vorſichtsmaßregeln zu beachten: 

a) die Gefäße ſind im Fuhrwerk mit der verſchloſſenen Offnung nach oben ſicher 
zu lagern. Glas⸗ oder Tongefäße in oben offenen Körben oder Kübeln dürfen 
nicht aufeinander geſtellt werden; 

b) die Laternen ſind ſo anzubringen, daß die Ladung dadurch nicht entzündet 
werden kann; 

e) den beim Fuhrwerk beſchäftigten oder mitfahrenden Perſonen iſt das Rauchen 
verboten. 


(3) Die Einrichtung und der Betrieb von Straßentankwagen müſſen den im Abſchnitt IV 


der Grundſätze aufgeſtellten Bedingungen entſprechen. Den bei den Fuhrwerken beſchäf⸗ 
tigten oder auf ſolchen mitfahrenden Perſonen iſt das Rauchen verboten. 


Abſchnitt III. 


Vorſchriften für die Gefahrklaſſe II. 
§ 10. 
Aufbewahrung in Wohnräumen, Gaſtſtuben u. dgl. 


(1) In den im § 4 Abſ. (1) bezeichneten Räumen dürfen folgende Höchſtmengen aufbewahrt 
werden: 


a) ſofern es ſich um die im Unterabſatz 2 des Abſatzes (1) bezeichneten Räume 
handelt: 35 Liter; 
b) ſofern es ſich um die im Unterabſatz 3 a. a. O. bezeichneten Räume handelt: 
u ter: 
c) ſofern es ſich um die im Unterabſatz 4 a. a. O. bezeichneten Räume handelt: 
140 Liter. 
Stil, 
Lagerung in abgetrennten Räumen und in Geſchäftsräumen der Kleinhändler, ſowie auf Höfen, in Schuppen 
und Kellern. 

(1) In abgetrennten, nicht dem dauernden Aufenthalt oder dem regelmäßigen Verkehr 
von Menſchen dienenden Räumen, ſowie in den Gejchäftsräumen der Kleinhändler dürfen 
folgende Höchſtmengen gelagert werden: 

a) in beliebigen Gefäßen: 300 Liter oder 
b) in bruchſicheren Gefäßen: 900 Liter oder 
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c) in widerſtandsfähigen metallenen, geſchweißten oder hartgelöteten oder ge- 
nieteten Blechgefäßen mit feſt daran befindlicher Abfüll- und Meßvorrichtung 
derart, daß dieſe Gefäße unter Benutzung geeigneter, mechaniſcher Vorrich⸗ 
tungen, — wie z. B. Pumpen, — oder flammenſtickender gepreßter Gaſe mit 
Vorratsfäſſern in Nebenräumen oder Kellern in Verbindung ſtehen: 3000 Liter. 

(2) Bei anderer als der im Abſ. (1) unter c angegebenen Art der Abfüllung dürfen die 
unter e angegebenen Mengen nur auf Höfen, abgeſchloſſen vom ſonſtigen Verkehr, in 
Schuppen oder in ſolchen Kellern gelagert werden, die von anderen Räumen feuerſicher 
abgeſchloſſen ſind. 


§ 12. 
Lagerung nach Anzeige bei der Ortspolizeibehörde. 
(1) Nach Anzeige bei der Ortspolizeibehörde dürfen folgende Höchſtmengen ge— 
lagert werden: 

a) in beliebigen bruchſicheren Gefäßen auf eingefriedigten, d. h. dem ſonſtigen 
Verkehr nicht zugänglichen Grundſtücken oder Grundſtücksteilen oder in frei⸗ 

liegenden Lagerſtätten: 30 000 Liter; A 
b) in eiſernen Fäſſern oder in widerſtandsfähigen Blechgefäßen, außer auf 
den unter a erwähnten Plätzen auch in nicht freiliegenden Lagerräumen oder 

in beſonders eingerichteten Kellern: 30000 Liter. 


(2) Wegen der der Anzeige beizufügenden Beſchreibungen und Skizzen und wegen der 
von der Ortspolizeibehörde zu ſtellenden Bedingungen vgl. § 6 Abſ. (2). 


Lagerung mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde. 


(3) Mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde dürfen folgende Höchſtmengen gelagert werden: 
a) in beliebigen bruchſicheren Gefäßen auf eingefriedigten, d. h. dem ſonſtigen 
Verkehr entzogenen Grundſtücken oder Grundſtücksteilen: 50000 Liter oder 
b) in freiſtehenden oberirdiſchen Tanks auf beſonderen Lagerhöfen Ahne Schutz⸗ 
ſtreifen⸗ 5 mit Schutzſtreifen: 500000 Liter oder 
c) in unterirdiſchen Tanks ohne Schutzſtreifen: 1000000 Liter. 


Lagerung mit Erlaubnis der Landespolizeibehörde. 
40 Größere als die im Abſ. (s) genannten Mengen dürfen mit Erlaubnis der Landes— 
polizeibehörde in freiſtehenden oberirdiſchen und in unterirdiſchen Tanks gelagert werden. 
(5) Wegen der beſonderen Bedingungen vgl. Grundſätze, Abſchn. III. 
(6) Wegen der dem Geſuch um Erlaubnis zur Lagerung beizufügenden Unterlagen 
vgl. d 7 Abſ. (2). 


Abſchnitt IV. 


Vorſchriften für die Gefahrklaſſe III. 
3 


(1) Die Aufbewahrung, Lagerung, Abgabe und Beförderung unterliegen nur den im 
§ 3 Abſ. (9) und in den Grundſätzen im Abſchnitt Vangegebeneu Bedingungen. Wegen 
Zuſammenlagerung mit Mineralölen anderer Gefahrklaſſen und mit anderen brennbaren 
Flüſſigkeiten vgl. § 14 Abſ. (1). 

Die Lagerung von Mengen über 6000 Litern bedarf der Anzeige bei der Ortspolizei— 
behörde. 


Abſchnitt V. 


Allgemeine Beſtimmungen über Zuſammenlagerung von Mineralölen verſchiedener 
Gefahrklaſſen miteinander und mit verſchiedenen Arten entzündlicher Flüſſigkeiten, auch 
bei verſchiedenen Beſitzern. 

g 14. 

Gemiſchte Lagerung unter Beilagerung leicht entzündlicher Flüſſigkeiten. 

() Werden Mineralöle der Gefahrklaſſe I mit ſolchen der Gefahrklaſſen II und III oder 
mit anderen leicht entzündlichen Flüſſigkeiten mit einem Flammpunkt unter 21“, wie Spiritus, 
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Holzgeiſt (Methanol, Methylalkohol), Azeton, Schwefeläther (Athyläther) und Spirituslacken 
in demſelben Raum oder in Räumen, die nicht feuerſicher von einander getrennt ſind, 
zuſammen aufbewahrt oder gelagert, ſo finden — unbeſchadet der für die anderen leicht 
entzündlichen Flüſſigkeiten etwa beſtehenden beſonderen Vorſchriften — die für die Mineral⸗ 
öle der Gefahrklaſſe I geltenden Vorſchriften mit der Maßgabe Anwendung, daß für jedes 
Liter der Gefahrklaſſe I, das hinter dem zugelaſſenen Höchſtbetrage zurückbleibt, 2 Liter 
der Gefahrklaſſe II oder 200 Liter der Gefahrklaſſe III aufbewahrt oder gelagert werden 
dürfen. Werden nur Mineralöle der Gefahrklaſſen IT und III aufbewahrt oder gelagert, 
fo gelten die Höchſtſätze des Abſchnitts III mit der Maßgabe, daß für jedes Liter der 
Gefahrklaſſe II, das hinter dem zugelaſſenen Höchſtbetrage zurückbleibt, 100 Liter der 
Gefahrklaſſe IIı aufbewahrt oder gelagert werden dürfen. Die vorhandenen anderen leicht 
entzündlichen Flüſſigkeiten werden dabei wie Mineralöle der Gefahrklaſſe I gerechnet. 


Gemiſchte Lagerung unter Beilagerung auch von anderen orennbaren Flüſſigkeiten. 


(2) Die Beilagerung anderer brennbarer Flüſſigkeiten mit einem Flammpunkt von 
21% und darüber iſt unter Anrechnung auf die Mineralöle der Gefahrklaſſe II geſtattet. 
Die Beſchaffenheit der Gefäße beſtimmt ſich nach den Regelvorſchriften über die 
Art und Menge der einzelnen Flüſſigkeiten und der Geſamtmenge. 


Zuſammenlagerung größerer Mengen, auch ſeitens mehrerer Unternehmer. 


(3) Zur Lagerung von Mineralölen gleicher oder verſchiedener Gefahrklaſſen zuſammen 
mit anderen brennbaren Flüſſigkeiten auf einem Grundſtück oder Grundſtücksteil, aber in 
getrennten Lagerſtätten, iſt die Erlaubnis der Landespolizeibehörde erforderlich, wenn 
die Geſamtmenge der Mineralöle und der anderen Flüſſigkeiten mindeſtens doppelt ſo 
groß iſt, wie die Summe der für die einzelnen Gefahrklaſſen in den $$ 7 und 12 Abſ. (3) 
feſtgeſetzten Höchſtmengen. 

() Die Lagerung ſeitens mehrerer Unternehmer auf demſelben Grundſtück h oder Grund— 
ſtücksteil wird hierbei fo behandelt, wie wenn es ſich um einen Unternehmer handelt. Solche 
Lager ſollen als völlig unabhängig voneinander behandelt werden, wenn ſie ſich nach ihrer 
gegenſeitigen Lage nicht gefährden können. 

Die zuſtändige Polizeibehörde kann zwiſchen den einzelnen Lagerſtätten einen den 
Verhältniſſen entſprechenden Schutz gegen Feuerübertragung fordern. 


Abſchnitt VI. 
Gültigkeitsdauer erteilter Erlaubniſſe. 
§ 15. 

(1) Die für eine Lagerung erteilte Erlaubnis bleibt ſolauge in Kraft, wie keine weſent— 
liche Anderung der Lagerſtätte oder keine die Gefahren der Lagerung weſentlich er— 
höhende Veränderung des Betriebes eintritt. Unter dieſer Vorausſetzung bedarf es 
beim Wechſel des Inhabers keiner neuen Erlaubnis. 

(2) Wechſelt ein erlaubnis- oder anzeigepflichtiges Lager den Inhaber, oder wird ein 
anzeigepflichtiges Lager an einen anderen Ort oder in einem anderen Raum verlegt, ſo 
iſt hiervon binnen 8 Tagen nach der Übernahme oder vor der Verlegung Anzeige an die 
Ortspolizeibehörde zu erſtatten. Dieſe hat die Anzeige gegebenenfalls an die Landes— 
polizeibehörde weiterzugeben. 


Abſchnitt VII. 
Ausnahme-, Übergangs: und Schlußbeſtimmungen. 


$ 16. 
Ausſchluß der Anwendung dieſer Polizeiverordnung. 
(1) Dieſe Polizeiverordnung findet keine Anwendung auf: 
a) die Aufbewahrung, Lagerung, Abgabe, Beförderung und Verarbeitung der 
im $ 1 bezeichneten Mineralöle in den der Aufſicht der Bergbehörden unter- 
ſtehenden Betrieben und in den Betrieben an den Gewinnungsſtätten des 
Rohpetroleums; 
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b) die Aufbewahrung, Lagerung, Abgabe und Beförderung von Mineralölen in 
Lagern und Anlagen der Heeres- und Marineverwaltung, ſowie in Privat- 
lagern, die unter beſonderer, ausdrücklich erklärter Überwachung dieſer Ver⸗ 
waltungen ſtehen; ferner in Laboratorien und Prüfſtänden für Mineralöle, in 
denen von fachtechniſch vorgebildeten Perſonen Verſuche und Analyſen aus⸗ 
geführt werden; 
den Verkehr auf Zollhöfen; 
ſämtliche Anlagen der Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft und der übrigen 
Bahnen des allgemeinen Verkehrs, die der Beaufſichtigung durch das Reich 
unterliegen; für die Kleinbahnen und die Privatanſchlußbahnen treten an die 
Stelle a Essen, im Sinne 9 7, 8, 12, 13 uud. 14, die zu⸗ 
ſtändigen techniſchen Aufſichtsbe hörden; 7 1 
e) den Verkehr beim er: der ſtaatlichen Polizei; 7 7 , 2 , 
f) die Mitnahme von Betriebsſtoffen in Kraftfahrzeugen; 7 
g) die Beförderung von Mineralölen mit Kauffahrteiſchiffen, Binnenſchiffen, 

auf Eiſenbahnen, Luftfahrzeugen und durch die Poſt. 


(2) Auf Anlagen zur Herſtellung, Verarbeitung oder Verwendung von Mineralölen, 
die nach $ 16 der Gewerbeordnung genehmigungspflichtig find, findet dieſe Verordnung 
nur inſoweit Anwendung, wie dies in der Genehmigungsurkunde für die betreffende 
gewerbliche Anlage ausdrücklich beſtimmt wird. 


= m 
— — 


Sinngemäße Anwendung der Polizetverordnung auf Anlagen zur Verarbeitung oder techniſchen Verwendung 
von Mineralölen. 


(3) Die Verordnung findet auf andere, nicht in den Abſ. (1) und (2) bezeichnete gewerbliche 
Anlagen, in denen Mineralöle zwecks Verarbeitung oder Verwendung zu techniſchen Zwecken 
aufbewahrt oder gelagert werden, ſinngemäß Anwendung. Dabei können die im 84 Abi. (1) 
Unterabſ. 3 und im $ 10 Ab. (1) unter b bezeichneten Mengen mit Zuſtimmung der zu— 
ſtändigen Behörden nach Anhörung der Berufsfeuerwehr unbeſchadet der etwa für dieſe 
Betriebe ergangenen oder noch zu erlaſſenden beſonderen Vorſchriften überſchritten werden. 

In denjenigen Hafenbezirken, für die eine beſondere Hafenpolizei beſteht, iſt für 
die im Abſ. (3) erwähnte Erlaubnis die Zuſtimmung dieſer Behörde erforderlich. 


() Weitergehende Beſtimmungen über den Verkehr mit Mineralölen in Vorſchriften 
für Kailager, Petroleumhäfen, Theater, Verſammlungsräume, Kraftwagenhallen u. dgl., 
ferner in Baupolizeiordnungen, in der Kaiſerlichen Verordnung vom 24. Februar 1882 über 
das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum, ſowie in Verordnungen 
über den Verkehr mit Arzneimitteln innerhalb und außerhalb der Apotheken und über 
den Verkehr mit Giften bleiben durch dieſe Polizeiverordnung unberührt. 


§ 17. 
Anwendung der Polizeiverordnung auf beſtehende, nicht erlaubnispflichtige Anlagen. 


(1) In den beim Inkrafttreten dieſer Polizeiverordnung beſtehenden, nach ihrer Be— 
ſtimmung nicht erlaubnispflichtigen und auch nicht anmeldungspflichtigen Aufbewahrungs- 
und Lagerſtätten ($$ 4, 5, 10, 11, 14) dürfen die in dieſer Verordnung feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
mengen ohne weiteres aufbewahrt und gelagert werden. 

Unternehmer beſtehender, gemäß den bisherigen Vorſchriften polizeilich angemeldeter 
und auch nach den jetzigen Vorſchriften anmeldungspflichtiger Lagerſtätten (§§ 6, 12 Abſ. (1), 
14) haben, falls fie ihre bisherigen Höchſtlagermengen verändern wollen, dies der Orts 
polizeibehörde anzuzeigen. 

Die in den beiden vorhergehenden Unterabſätzen bezeichneten Aufbewahrungs- und 
Lagerſtätten ſind innerhalb zweier Jahre nach der Veröffentlichung dieſer Polizeiverord— 
nung den darin gegebenen Vorſchriften entſprechend einzurichten. 

Anwendung der Verordnung auf beſtehende, poltzeilich erlaubte Anlagen. 

(2) Bei allen Lagerſtätten, die im Beſitz einer Erlaubnis ſind, bleibt dieſe in Kraft, und 
es können, ſolange nicht eine Erweiterung oder ein Umbau eintritt, Abänderungen gemäß 
den Beſtimmungen dieſer Verordnung nur verlangt werden, wenn ſie zur Beſeitigung 
erheblicher, das Leben oder die Geſundheit der Arbeiter oder der Nachbarſchaft oder die 
Sicherheit des Verkehrs gefährdender Mißſtände erforderlich oder ohne unverhältnismäßige 
Aufwendungen ausführbar erſcheinen. 


au 


Anwendung der Verordnung auf beſtehende Lager von Miſchungen, die unter dieſe Verordnung fallen. 


(5) Den bei Erlaß dieſer Verordnung beſtehenden Lagerſtätten von ſolchen Miſchungen, 
welche unter dieſe Verordnung fallen (§ 1), können, ſofern dieſe Lagerſtätten jetzt erlaubnis⸗ 
pflichtig werden, Vorſchriften hinſichtlich Schutzſtreifen nachträglich nicht auferlegt werden. 
Sonſtige, die baulichen Einrichtungen betreffende Forderungen können, ſolange nicht eine 
Erweiterung oder ein Umbau eintritt, nur geſtellt werden, wenn ſie zur Beſeitigung erheb- 
licher, das Leben oder die Geſundheit der Arbeiter oder der Nachbarſchaft oder die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs gefährdender Mißſtände erforderlich oder ohne un verhältnismäßige. Auf⸗ 
wendungen ausführbar erſcheinen. 928 

Ausnahmen in Einzelfällen auf Antrag. 


Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung können auf Antrag 
des Unternehmers durch die Landespolizeibehörden genehmigt werden, insbeſondere dann, 
wenn die Mineralöle bei ＋ 15° C ſchwerer ſind als Waſſer, oder wenn die Lagerung nach 
einem Verfahren erfolgt, durch deſſen Grundgedanken und Ausführungsform dauernde 
Sicherheit gewährleiſtet iſt, und die Anlage unter zuverläſſiger fachkundiger Leitung ſteht. 


9 19. 
Strafen. 

Übertretungen dieſer Polizeiverordnung und derjenigen Anordnungen, die auf Grund 
dieſer Polizeiverordnung und der zu ihrer Durchführung erlaſſenen Grundſätze von den 
Polizeibehörden verfügt worden ſind, werden, ſofern nicht die Beſtimmungen des Straf⸗ 
geſetzbuches, — insbeſondere des § 367 Nr. 6, — Anwendung finden, mit Geldftrafe bis zu 
150 K oder mit entſprechender Haft beſtraft. 


$ 20. 
Inkrafttreten. 

Dieſe Polizeiverordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft. Mit dieſem Zeit⸗ 
punkt treten alle ihr entgegenſtehenden Verordnungen, ſoweit ſie nicht unter den § 16 
Abſ. (+) fallen, ſowie die frühere dieſen Gegenſtand betreffende Polizeiverordnung (val. 
HM Bl. 1902 S. 336, 1906 S. 75, 1910 S. 258 und 1911 S. 422) außer Wirkſamkeit. 


Grundſätze 
für 


die techniſche Durchführung der Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Mineralölen und Mineralölmiſchungen. 


(Von den Miniſtern für Handel und Gewerbe und des Innern erlaſſen auf Grund des 8 3 
der Mineralöl-Verkehrs-Verordnung.) 


l. 
Bares 2: 

Zur Beſtimmung des Flammpunktes dient der durch die Kaiſerliche Verordnung 
vom 24. Februar 1882 (RG Bl. S. 40) für die Unterſuchung des Petroleums auf ſeinen 
Flammpunkt vorgeſchriebene Petroleumprober. 

Der Prober muß amtlich beglaubigt ſein. Außer den in den Beſtimmungen der Kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vorgeſchriebenen Thermometern müſſen ihm zwei weitere Thermometer 
beigegeben ſein, von denen dasjenige, welches die Wärme des Mineralöles angibt, bis 
mindeſtens 110°, dasjenige für das Heizbad bis mindeſtens 150° reichen muß. — Das Heiz⸗ 
bad des Probers muß hart gelötet ſein. 

Ole, deren Flammpunkt nicht höher als bei etwa 30° liegt, werden genau nach der 
dem Prober gemäß der Kaiſerl. Verordnung beigegebenen Anweiſung geprüft. 
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Für die Prüfung von Mineralölen der Gefahrklaſſen 11 und III ift das Heizbad etwa 
35° höher als der Flammpunkt anzuwärmen; für höher entflammende Ole iſt das Heizbad 
anſtatt mit Waſſer mit Palmin zu füllen. Etwa 5 bis 8° unter dem vermuteten oder ange— 
gebenen Flammpunkt iſt mit der Prüfung zu beginnen. Liegt der gefundene Flammpunkt 
ſehr nahe bei 55 bzw. 100°, ſo iſt die Korrektur des herausragenden Queckſilberfadens zu 
berückſichtigen, da dieſe z. B. bei Thermometern, die mit ganz eingetauchtem Faden geprüft 
ſind, bei 100° bis 1,2“ betragen kann. — Weiter iſt in dieſem Falle der beobachtete Flamm⸗ 
punkt auf den Normalbarometerſtand von 760 mm umzurechnen wie folgt: 

Bei einem Barometer⸗ 
ſtande von mm Queckſilber 685, 690, 695, 700, 705, 710, 715, 720, 725, 730, 735, 740, 745, 750, 755, 760 
ift der gefundene Flamm⸗ 
punkt zu erhöhen um.. 2,6, 2,4, 23, 21,1, 17, 1,6, 1,4, 1,2, 1,0, 0», O,, 
Bei einem Barometer⸗ 
ſtande von mm Queckſilber 765, 770, 775, 780, 785 
ſind von dem gefundenen 
Flammpunkt abzuziehen . 0,2, 0,4, 0,8, 0,8, 0, . 
Hinſichtlich der Kontrollverſuche und der Berechnung der Mittelzahl, ſowie der Abrundung 
der erhaltenen Gradzahlen gelten ſinngemäß die Ziffern 14 bis 16 der nach den Vorſchriften 
der Kaiſerl. Verordnung dem Prober beigegebenen Anweiſung. 


0,5, 0,3, 0,2, 0,0°. 


II. 
Zu $ 6 und $ 12 Abſ. (1) und (2). 
A. (4) Die Lagerung iſt, wenn die Mineralöle in eiſernen Fäſſern oder in hart gelöteten, 
geſchweißten oder genieteten Metallgefäßen, Lacke und ähnliche Miſchungen auch in den 
üblichen Blechgefäßen mit dichtem Verſchluß ſich befinden, in Räumen zuläſſig, deren Fuß⸗ 
boden etwa in Höhe der Erdoberfläche liegt, ausnahmsweiſe auch in Kellern, im übrigen 
im Freien auf eingefriedigten Grundſtücken oder in beſonderen Schuppen. (Vgl. Abſchn. C.) 

(2) Die Lagerräume müſſen gut gelüftet und durch Tageslicht gut erhellt ſein, Gasmeſſer 
dürfen darin nicht aufgeſtellt ſein (da ſie zumeiſt mit offenem Licht abgeleuchtet werden). 
Von anſtoßenden Räumen müſſen die Aufbewahrungsräume durch Wände und Decken 
aus feuerhemmendem Bauſtoff getrennt ſein. Sie dürfen keine Abflüſſe nach außen (auf 
Straßen, Höfe, in die Abwäſſerleitung uſw.) und keine nach heizbaren Schornſteinen oder 
Abzugskanälen für Gasöfen führenden Offnungen haben und auch keine Schornitein- 
reinigungsklappen enthalten. Zur Beheizung dürfen nur Warmwaſſerheizungen oder 
Heizungen mit mindeſtens gleicher Sicherheit gegen Brandgefahr verwendet werden. 

Wegen Lagerung in beliebigen Gefäßen vgl. Abſchn. C. 

(3) Räume, die eine unmittelbare Verbindung mit ſolchen Treppenhäuſern haben, 
welche den Zugang zu höherliegenden, zum regelmäßigen Aufenthalt oder zum Verkehr 
von Menſchen beſtimmten Räumen bilden, ſowie Räume, die zum Aufbewahren oder 
Lagern von ſelbſtentzündlichen Stoffen ſowie von Zündwaren, Feuerwerkskörpern und 
Sprengſtoffen dienen, dürfen zur Lagerung von Mineralölen nicht benutzt werden. Keller— 
räume dürfen zur Mineralöllagerung nur benutzt werden, wenn ſie eine dauernde kräftige 
Lüftung — und zwar unter Abſaugung der Luft vom Fußboden aus — und ausreichende 
Tagesbeleuchtung haben. 

Alle zur Lagerung von Mineralölen dienenden Räume müſſen mit einem undurch— 
läſſigen, gegen Anbrennen geſicherten Fußboden und einer gleichfalls undurchläſſigen, 
feuerbeſtändigen Umwehrung von ſolcher Höhe umgeben ſein, daß der Raum innerhalb der 
Umwehrung die gelagerten Mineralöle im Falle ihres Ausfließens völlig aufnehmen 
kann. Die Türen der Lagerräume müſſen nach außen aufſchlagen, verſchließbar, rauchdicht 
und bei feuerbeſtändiger Bauarr des Raumes auch feuerbeſtändig fein. Nach dem Ver- 
laſſen der Lagerräume müſſen die Türen verſchloſſen werden. 

B. Das Umfüllen darf nur mittels Hahnes oder Pumpe oder unter dem Drucke flammen- 
ſtickender Gaſe oder geeigneter Flüſſigkeiten geſchehen. Die Metallrohre, durch welche die 
Mineralöle beim Füllen oder Entleeren der Aufbewahrungsbehälter fließen, müſſen geerdet 
fein. Die Lagerräume gelten als erploſionsgefährliche Räume im Sinne der Errichtungs⸗ 
vorſchriften des Verbandes deutſcher Elektrotechniker (vgl. § 3). Als künſtliche Beleuch⸗ 
tung iſt Außenbeleuchtung hinter dicht ſchließenden, nicht öffenbaren Fenſtern aus ſtarkem 
Glaſe oder Innenbeleuchtung mittels elektriſcher Glühlampen in ſchlagwetterſicherer Aus⸗ 
führung nach den Vorſchriften des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker für ſchlagwetter⸗ 
gefährliche Grubenräume zuzulaſſen. Die Verwendung elektriſcher Taſchenlampen iſt zuläſſig. 
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Das Anzünden und die Verwendung von Feuer und brennendem Licht, ſowie das Rauchen 
iſt unzuläſſig. Auf dieſes Verbot, auf die Feuergefährlichkeit der gelagerten Mineralöle 
und auf die angedrohten Strafen iſt an den Eingangstüren zum Lagerraum durch eine 
deutliche und dauerhafte Anſchrift hinzuweiſen. 
C. () Die Lagerung von Mineralölen in anderen als den im Abſchn. A bezeichneten 
bruchſicheren Behältern iſt auf eingefriedigten Grundſtücken zuläſſig, und zwar entweder 
im Freien oder in beſonderen Schuppen oder Gelaſſen, die unter Verſchluß gehalten 
werden müſſen. 5 

(2) Im Innern von Ortſchaften iſt die Lagerung im Freien — ohne Schuppen — nur 
zuläſſig in undurchläſſigen Gruben oder Umwehrungen, die ein Verſickern oder Fortflie ßen 
etwa ausgelaufener Flüſſigkeiten verhindern; die Gruben oder Umwehrungen, ſowie ihre 
etwa vorhandenen Deckklappen oder Türen müſſen feuerhemmend fein. Von der Ein- 
friedigung der Grundſtücke kann Abſtand genommen werden, wenn die Gruben oder Um- 
wehrungen undurchläſſig und unverbrennlich hergeſtellt und mit dicht ſchließenden, wider⸗ 
ſtandsfähigen, feuerhemmenden, verſchloſſen zu haltenden Deckeln oder Türen verſehen 
ſind. Lagerſtellen der unter C erwähnten Art müſſen von Türen und Fenſtern benach⸗ 
barter Räume, in denen ſich offenes Licht, Feuerſtellen oder leicht entzündliche Gegen⸗ 
ſtände uſw. befinden, ſowie von Verbindungswegen (Galerien, offenen Treppen) an Wohn⸗ 
häuſern mindeſtens 5 m entfernt fein. Auf die Schuppen finden, abgeſehen von den Vor— 
ſchriften über die feuerſichere Bauweiſe, die vorſtehenden Abſchnitte A und B ſinngemäß 
Anwendung. Das Betreten der Lagerſtätte durch Unbefugte, das Anzünden von Feuer 
und Licht und das Rauchen in einem Gebiete von 5 m Breite um die Grube oder die Um⸗ 
wehrung herum ſind unter Hinweis auf die Feuergefährlichkeit der Lagerſtätte und auf die 
angedrohten Strafen durch eine deutliche und dauerhafte Anſchrift zu verbieten. 


III. 
Zu den $$ 7, 8 und 12 Abſ. (9 ff. 


A. Die für Lagerſtätten ohne Schutzſtreifen — ausgenommen bei Lagerung in unter— 
irdiſchen Tanks — zugelaſſenen Mengen und die Breiten der Schutzſtreifen, welche für die in 
der Polizeiverordnung zugelaſſenen Lagermengen unter B (2) dieſes Abſchnittes III ge⸗ 
fordert werden, ſetzen die hinſichtlichtFeuerübertragung günſtigſten Bedingungen, ſo vor 
allem das voraus, daß das Grundſtück oder der Grundſtücksteil, auf dem die Lagerſtätte 
ſich befindet, entweder nicht umbaut iſt, oder daß die Nachbargebäude mit maſſiven 
öffnungsloſen, feuerbeſtändigen Mauern an das Lagergrundſtück herantreten und genügender 
Abſtand von Fenſtern, Türen und dergl. gewahrt iſt. Wo ſolche Bedingungen nicht erfüllt 
ſind und auch nicht durch Schutzwände oder ähnliche Mittel geſchaffen werden können, 
ſind die Lagermengen herabzuſetzen oder die Schutzſtreifen zu verbreitern, und zwar in 
dem Falle von 

Abf. (2) Nr. 1b) von 20 m bis auf 30 m, 

6 a (2) 95 2b) von 30 m bis auf 50 m, 

2 . (2) Nr. 3a) von 20 m bis auf 30 m RER „ Pen 56 nl 

B. Abſ. (2) Nr. 3b) von 10 m bis auf 20 m, 2 f ne laß wich, dr; . Ke 
B. (1) Als Lagerhof gelten der zur Lagerung der Mineralöle benutzte Raum und der die 
Lagerſtätte umgebende Schutzſtreifen. 

(2) Die Breite des Schutzſtreifens muß betragen 

1. für die Lagerung gemäß 9 7: 

a) in Fäſſern: 30 m, 

b) in freiſtehenden Tanks: 20 m, 

c) in unterirdiſchen Tanks: ein Schutzſtreifen it nicht erforderlich. Sind 
oberirdiſche Abfüllräume mit der Anlage verbunden, ſo iſt um dieſe Räume 
ein der oberirdiſch betriebsmäßig vorhandenen Mineralölmenge (in Meß⸗ 
gefäßen und abzuſtellenden Behältern) entſprechender Schutzſtreifen frei 
zu laſſen. 

2. für die Lagerung gemäß $ 8: 
) in Fäſſern: 50 m, 
b) in freiſtehenden Tanks: 30 m, 
c) in unterirdiſchen Tanks: (wie bei 1c). 
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3. für die Lagerung der gemäß § 12 Abſ. (3) und () angegebenen Höchſtmengen: 
bie, eee a) in beliebigen Gefäßen: 20 m, 
de seh) in freiſtehenden Tanks über 200 000 Liter bis 500 000 Liter: 20 m; 
un. über 500 000 Liter: 30 m; 
c) in unterirdiſchen Tanks: (wie bei Ic). 


Sofern der Schutzſtreifen nicht auf dem eigenen Gelände des Unternehmers liegt, muß dieſer 
nachweiſen, daß die Bebauung des außerhalb ſeines Geländes liegenden Teils des Schutz⸗ 
ſtreifens für die Dauer des Beſtehens des Lagerhofes durch rechtsgültige Verträge oder in 
anderer Weiſe ausgeſchloſſen ift. Dies kann 3. B. der Fall fein, wenn der Schutzſtreifen 
ganz oder zum Teil auf Flüſſe, Seen, Kanäle, Gleisanlagen oder Straßen ſich erſtreckt. 

Schutzſtreifen dürfen keine Bauten von nicht feuerbeſtändiger Bauart enthalten. 
Brandmauern von Gebäuden, auch freiſtehende Wände aus unverbrennlichem Bauſtoff 
oder Erdwälle oder Böſchungen können den Schutzſtreifen ganz oder zum Teil erſetzen. 

(3) Der zur Lagerung der Mineralöle benutzte Teil des Lagerhofs muß entweder tiefer 
als das umliegende Gelände angelegt oder mit einem kräftigen Erdwall mit befeſtigter 
Oberfläche von mindeſtens 0,5 m Kronenbreite oder einer maſſiven, gut verankerten und 
gut gegründeten, gegen Flüſſigkeitsdruck ſtandfeſten Mauer umgeben ſein. Der durch 
die Tieferlegung der Lagerſohle oder durch die Umwallung gebildete Raum muß bei Lagerung 
in Fäſſern 75 v. H. der größten zu lagernden Menge von Mineralölen, bei Aufſtellung 
von 1 oder 2 Tanks 75 v. H., bei 3 Tanks 70 v. H., bei 4 Tanks 60 v. H., bei 5 oder mehr 
Tanks 50 v. H. des Faſſungsvermögens aufzunehmen imſtande ſein. Sind auf einem 
Lagerhof neben den eigentlichen Lagertanks noch Abfüll-, Miſch- oder Klärtanks von 
weſentlich geringerem Faſſungsvermögen (weniger als je 1000 Liter) vorhanden, fo bleiben 
dieſe bei der Feſtſtellung der Anzahl der Tanks unberückſichtigt. 

Das Faſſungsvermögen einer zur Aufnahme von Mineralölen beſtimmten Ber- 
tiefung darf für Mineralöle der Gefahrklaſſe I nicht größer als etwa 20 000 ebm, für ſolche 
der Klaſſe 11 nicht größer als etwa 40 000 ebm fein. Werden Mineralöle der Gefahr- 
klaſſen I und II zuſammen gelagert, jo iſt die Geſamtmenge als ſolche der Gefahrklaſſe ! 
in Anſatz zu bringen. ? 

() Werden innerhalb des umwallten oder vertieft angelegten Teils der Anlage Mineral⸗ 
öle in Schuppen gelagert, ſo müſſen dieſe in allen Teilen, auch in der Bedachung, un⸗ 
en die Fenſter aus Drahtglas hergeſtellt ſein. Für ausgiebige Lüftung iſt zu 
orgen. 

Die zur Lagerung der Mineralöle dienenden Erdgruben, Schuppen oder Tanks 
dürfen nur dann unmittelbar in oder auf gewachſenem Boden angelegt werden, wenn 
dieſer genügende Undurchläſſigkeit und Tragfähigkeit beſitzt. Iſt dies nicht der Fall, ſo 
müſſen mindeſtens die Sohle des umwallten oder vertieften Lagerhofs, des Faßlagers 
und der Abfüllſchuppen undurchläſſig hergeſtellt und die Tanks genügend unterbaut 
werden. Stellen ſich ſpäter Verunreinigungen des Bodens oder Grundwaſſers außer⸗ 
halb des Lagerhofs durch die auf dieſem lagernden Mineralöle heraus, ſo muß der 
Unternehmer auf Erfordern der Ortspolizeibehörde dieſen Übelftänden abhelfen. Die Erd- 
mälle dürfen weder durch Ausgänge noch durch Ausläſſe, welche ein unbeabſichtigtes 
Ausfließen ermöglichen, unterbrochen werden. Geſchloſſene, durch den Wall hindurch— 
geführte Zu- und Abflußleitungen der Tanks werden nicht als eine Unterbrechung des 
Erdwalls aufgefaßt. Übergänge über die Umwallungen müſſen feuerhemmend hergeſtellt 
werden. 

(5) Der Schutzſtreifen rechnet bei Faßlagern von der unteren inneren Böſchungskante 
der die Lagerftätte bildenden Erdgrube oder Umwallung, bei freiſtehenden Tanks und 
Schuppen von deren Außenflächen, bei unterirdiſchen Tanks von der Außenfläche der ober- 
irdiſchen Anlagen ab. Unterirdiſche Tanks müſſen 1 m von der Nachbargrenze entfernt 
bleiben. 

(6) Der Lagerhof iſt in der Regel durch eine unverbrennliche Umzäunung (3. B. Draht⸗ 
geflecht) oder Mauer gegen das Betreten durch Unbefugte zu ſchützen. g 

Die für die Erlaubniserteilung zuſtändige Polizeibehörde kann auch die ſtändige 
Bewachung des Lagerhofes fordern. 

(7) Auf dem Schutzſtreifen des Lagerhofes dürfen brennbare oder exploſionsgefährliche 
Gegenſtände außer gefüllten und leeren Fäſſern, ſoweit deren vorübergehende Lagerung 
burch die Erlaubnisurkunde geſtattet iſt, nicht gelagert werden. Flaſchen mit Stickgas müſſen 
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jo untergebracht ſein, daß fie im Falle eines Brandes im Lagerhof nicht gefährlich erhitzt 
werden können. Stapel von hölzernen Fäſſern müſſen von Tanks, Lagerſchunpen oder 
anderen Faßſtapeln einen Abſtand von mindeſtens 2 m haben, wenn ſie ſich innerhalb 
derſelben Vertiefung oder Umwallung befinden, andernfalls einen Abſtand von min⸗ 
deſtens 10 m. 

(8) Innerhalb des umwallten Teils des Lagerhofs dürfen Abfüllſchuppen, Wiege- und 
Pumpenhäuſer, letztere auch wenn ſie mit Verbrennungsmotoren ausgerüſtet ſind, unter 
denſelben Bedingungen wie Lagerſchuppen (vgl. B Abſ. (4)) angelegt werden. Ver— 
brennungsmotoren müſſen dann aber Innenzündung und gefahrloſe Ableitung der Aus- 
puffgaſe haben. Elektriſche Anlagen müſſen den Vorſchriften des Verbandes Deutſcher 
Elektrotechniker für exploſionsgefährliche Räume entſprechen. Außerhalb der Umwallung 
und innerhalb der Schutzzone errichtete Gebäude, z. B. Re paraturwerkſtätten, Lager für 
Röhren, Ventile und andere an ſich nicht feuergefährliche Gegenſtände und Vorräte müſſen 
in allen Teilen feuerbeſtändig hergeſtellt ſein und dürfen keinen Feuerbetrieb enthalten. 

() Auf dem Lagerhof darf nur bei Tageslicht oder elektriſcher Beleuchtung gearbeitet 
werden; in den Schuppen außerhalb der Umwallung auch bei Außenbeleuchtung mit 
zuverlaſſigen Lampen, über deren Einrichtung und Zuverläſſigkeit der die Erlaubnis 
erteilenden Behörde die erforderlichen Angaben zu machen ſind. Die Lampen ſind außer⸗ 
halb des Lagerhofs anzuzünden. Die Fenſter, vor denen Außenbeleuchtung ſich befindet, 
dürfen nicht öffenbar ſein. Bogenlampen dürfen nur im Freien und unter Be- 
nutzung unten dicht abgeſchloſſener Glocken, elektriſche Glühlampen mit kräftigen dicht 
ſchließenden, die Faſſung mit umgebenden Überglocken auch im Innern von Räumen 
verwendet werden. Die geſamte elektriſche Inſtallation muß den Sicherheits vorſchriften 
des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker entſprechen. Die elektriſche Beleuchtungsanlage 
und die Blitzſchutzanlage find vor der Inbetriebnahme und ſpäter in Zeitabſtänden von 
höchſtens einem Jahre durch einen von dem zuſtändigen Gewerberat anerkannten Sach- 
verſtändigen auf ihre Zuverläſſigkeit zu prüfen. Die Prüfungsbeſcheinigungen ſind auf 
zubewahren und den zuſtändigen Aufſichtsbehörden auf Verlangen vorzulegen. 

10) Feuer und offenes Licht dürfen innerhalb des Lagerhofes — außer bei Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten, und dann nur nach verantwortlicher Anweiſung des Betriebsleiters und 
unter ſachverſtändiger Aufſicht — nicht brennen. Auch darf im Lagerhof nicht geraucht 
werden. Das Einbringen von Zündwaren ſowie von ſelbſtentzündlichen oder exploſions⸗ 
gefährlichen Gegenſtänden iſt unterſagt. Dieſe Verbote ſind an allen Zugängen zum 
Lagerhof unter Hinweis auf die Feuergefährlichkeit der Anlage und die angedrohten 
Strafen durch deutliche dauerhafte Anſchläge augenfällig bekanntzumachen. 


(11) Tanks dürfen nur durch zuverläſſige Arbeiter nach Anſeilung unter dauernder ſach⸗ 
verſtändiger Aufſicht einer außerhalb der Tanks befindlichen Perſon befahren werden. 
Dieſe muß mit dem Verfahren zur Wiederbelebung Erſtickter durch künſtliche Atmung 
vertraut ſein. Vorrichtungen zur Durchführung der künſtlichen Atmung ſind bei ſolchen 
Arbeiten gebrauchsbereit zu halten. Vor dem Befahren find die Tanks unter ſachver— 
ſtändiger Aufſicht gut zu entgaſen. Bei Arbeiten in Benzoltanks und in allen unterirdiſchen 
Tauks müſſen die Arbeiter mit Sauerſtoff⸗Atmungsgerät verſehen fein. Vor größeren 
Arbeiten mit offenem Feuer iſt die zuſtändige Ortspolizeibehörde zu benachrichtigen. 

(12) Das Betreten des Lagerhofes und der Lagerhäuſer außerhalb der Arbeitszeit iſt 
außer dem Wächter nur den vom Betriebsleiter hierzu ermächtigten Aufſichtsperſonen und 
im Falle der Notwendigkeit beweglicher künſtlicher Beleuchtungsmittel nur unter Be— 
nutzung anerkannt zuverläſſiger und in gutem Zuſtande befindlicher Sicherheitslampen 
geſtattet. 

; Den zuſtändigen Aufſichtsbeamten ift das Betreten des Lagerhofs und der Lager— 
häuſer jederzeit zu geſtatten. 

(13) Die Anlage iſt vor der Jubetriebnahme auf Koſten des Unternehmers durch einen 
vom Gewerberat anerkannten Sachverſtändigen daraufhin zu prüfen, ob die Bedingungen 
der Erlaubnisurkunde erfüllt ſind. f 

In beſonderen Fällen, z. B. bei ſehr großen Anlagen, oder wenn die Bedienung 
der Anlage ein beſonderes Maß an Sachkunde und Geſchicklichkeit verlangt, kann von dem 
die Anlage Bedienenden der Nachweis feiner Fähigkeit verlangt werden. 

Der Sachverſtändige für dieſe Prüfungen muß von dem zuſtändigen Gewerberat 
anerkannt ſein. 


C. Grund ſätze für Tanks. 
(1) Freiſte hende Tanks. 

a) Freiſtehende Tanks find ſicher zu fundamentieren. Sie find aus Eiſenblech 
von nachweislich höchſtens 45 kg/ mm Zerreißfähigkeit und mindeſtens 18 bezw. 20% 
Dehnung (vgl. Dinorm 1621) herzuſtellen. Die Blechkanten find nach dem Beſchneiden zu 
hobeln; Nietlöcher ſind, wenn ſie nicht mit dem Bohrer hergeſtellt ſind, nach dem Durch⸗ 
ſtoßen aufzureiben. Blechkanten und Nietköpfe find innen und außen dicht zu ver- 
ſtemmen. 

b) Zur Prüfung der Fundamentierung und der Dichtheit der Tanks ſind dieſe vor 
der Inbetriebnahme mit Waſſer zu füllen und dieſer Probe mindeſtens einen Tag lang 
auszuſetzen. 

c) Die Tanks ſind ſicher zu erden. 

d) Freiſtehende Tanks find jo einzurichten, daß ein im Innern im Falle einer Exploſion 
oder eines Brandes entſtehender Überdruck ohne Zerſtörung oder Aufreißen der Seiten⸗ 
wandung beſeitigt wird. 

e) Verbindungen der Tanks untereinander, z. B. durch Brücken von einer Tank— 

decke zur anderen, müſſen ſo gebaut ſein, daß durch Bewegungen des einen Tanks, wie 
ſie namentlich bei einem Brande auftreten können, der andere nicht in Mitleidenſchaft 
gezogen wird. 
) Wenn mehrere Tanks fo nahe beieinanderſtehen, daß ſie im Falle eines Brandes 
ſich gegenſeitig gefährden können, ſo ſind Einrichtungen zu treffen, die im Falle eines 
Brandes das Kühlhalten der Nachbartanks durch Berieſeln mit Waſſer ermöglichen. 
Tanks für Mineralöle der Klaſſe I mit mehr als 500 cbm Inhalt müſſen, auch wenn fie einzeln 
ſtehen, in jedem Fall eine Berieſelungsvorrichtung erhalten. Das Rieſelwaſſer muß aus 
dem Raum innerhalb der Umwallung abfließen. Zu dieſem Zwecke etwa durch die Um— 
wallung gezogene Abflußröhren müſſen da, wo das Rieſelwaſſer austreten ſoll, mit 
einer Abſchlußvorrichtung verſehen ſein, die nur im Falle der Berieſelung geöffnet, ſonſt 
aber geſchloſſen gehalten wird. 

8) In der Nähe des höchſten Punktes eines jeden freiſtehenden Tanks iſt ein metallenes 
Entgaſungsrohr von angemeſſener Weite anzubringen, deſſen Ausmündung ins Freie 
gegen Eindringen von Fremdkörpern zu ſchützen und derart anzuordnen iſt, daß die aus⸗ 
tretenden Mineralöldämpfe ſich möglichſt nicht in der Umgebung des Tanks anſammeln 
können. In dem Entgaſungsrohr ſind, gleichmäßig verteilt, mindeſtens drei Davyſche 
Drahtgewebe aus Kupfer, Meſſing oder einem andern nicht roſtenden Metall ſo anzubringen, 
daß ſie leicht nachgeſehen, gereinigt oder erneuert werden können. An Stelle der Draht⸗ 
gewebe kann auch eine andere Einrichtung von gleicher Wirkung (Töpfe mit Kies oder 
Raſchig⸗Ringen oder Metalldraht- oder Metallröhrenbündeln von beſtimmter Größe, 
n e ee treten. Alle dieſe Einrichtungen ſind dauernd in gutem Zuſtande 
zu erhalten. 

Die Entgaſungsrohre der einzelnen Tanks können die Mineralöldämpfe auch in 
einen oder mehrere Sammelbehälter führen, von wo aus der Austritt ins Freie erfolgt. 

h) Die Entſtehung von Über- und Unterdrucken, die die Betriebsſicherheit der Anlage 
gefährden können, muß durch beſondere Ventile oder durch Glyzerin verſchlüſſe ſicher 
verhindert ſein. 

1) Bei Erteilung der Lagerungserlaubnis kann gefordert werden, daß nach beſtimmt 
feſtzuſetzenden Zeiten für die Geſtattung des Weiterbetriebes der Nachweis erbracht wird, 
daß die Anlage noch die erforderliche Sicherheit bietet; der Sachverſtändige für dieſe Unter- 
ſuchungen muß vom Gewerberat anerkannt ſein. 


(2) Unterirdiſche Tanks. 

a) Der Tank muß allſeitig 1 m, die Oberkante des Doms mindeſtens 30 cm mit 
Erde überdeckt ſein. Nebeneinander liegende Tanks müſſen einen Abſtand von 40 cm 
voneinander haben. 

b) Der etwa vorhandene Einſteigeſchacht iſt mittels eines übergreifenden Deckels 
abzudecken. Dieſer muß ſo ſtark ſein, daß er den Einwirkungen des darüber hinweggehenden 
Verkehrs und eines dort etwa entſtandenen Feuers ſicher widerſteht. * 

c) Zum Schutze gegen Anroſten ift der Tank vor dem Eingraben mit einer waſſer⸗ 
undurchläſſigen, das Eiſen nicht angreifenden Umhüllung — z. B. aus mehrfachen Lagen 
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von Steinkohlenteer (Gudron) und Jutegewebe — zu umgeben. Da dieſe Umhüllung 
den Tank gegen das Erdreich elektriſch iſoliert, fo ift eine ſichere Erdung beſonders her— 
zuſtellen. 

d) Wegen der Fundamentierung und Herſtellung der Tauks Waal E e . 

Die Dichtheit der unterirdiſchen Tanks und der mit den Tanks verbundenen Zapf— 
anlage iſt durch Sachverſtändige, die vom Gewerberat anerkannt ſind, zu prüfen und zu 
beſcheinigen. Die Druckprobe der Tauks iſt mit einem Überdruck von 2 Atmoſphären aus- 
zuführen. Nach Fertigſtellung der geſamten Anlage iſt deren Dichtheit und ordnungsmaßige 
Beſchaffenheit durch einen vom Gewerberat anerkannten Sachverſtändigeon feſtzuſtellen 
und zu beſcheinigen. Der hierfür anzuwendende Probedruck muß den höchſten Betriebsdruck 
der Anlage um ½ Atmoſphäre überſteigen, mindeſtens aber 1 Atmoſphäre betragen. 

In angemeſſenen Friſten — etwa alle 5 Jahre — ſind Nachprüfungen auf Dichtheit 
und ordnungsmäßige Beſchaffenheit durch einen vom Gewerberat anerkannten Sach— 
verſtändigen vorzunehmen. Der Tank braucht dabei in der Regel nur dann freigelegt 
zu werden, wenn bei der Druckprobe mit einem den höchſten Betriebsdruck um 1 Atm. 
überſteigenden Druck das Manometer während einer halben Stunde nicht unverändert 
ſtehen bleibt und außerhalb des Tanks keine Undichtheit zu finden iſt. 

e) Die aus dem Tank und den Meßvorrichtungen ins Freie führenden Rohre ſind 
nach C. (1) g) auszuführen. Wo Pumpen oder Meßeinrichtungen in den Rohrleitungen 
ſich befinden, können die Davy⸗Drahtſiebe oder Kiestöpfe uſw. fehlen. Die Pumpen und 
Meßgefäße ſind mit Schmelzpfropfen auszurüſten. ma. 

) Alle aus dem Tank nach oben führenden Rohre ſind zum Schutz gegen mechaniſche 
Verletzungen und gegen Zerſtörung durch Feuer auf 10 bis 25 em Höhe über der Erd— 
oberfläche mit kräftigen Blöcken aus Mauerwerk, Beton oder Eiſenbeton zu ſchützen. 4 

g) Im Ruhezuſtande, d. h. wenn weder abgezapft (geſchöpft) noch gefüllt wird, darf 
aus der Anlage Mineralöl nicht austreten können. 

n) Peilvorrichtungen zur Feſtſtellung des Flüſſigkeitsſtandes im Tank müſſen im 
unbenutzten Zuſtande feſt verſchloſſen und gegen unbefugtes Offnen geſichert ſein. 

i) Die über dem Tank oder in deſſen Nahe befindlichen Abfüllſchuppen ſind mit 
wirkſamem auch den Tank ſchützenden Blitzſchutz zu verſehen. 

k) Für Straßenzapfanlagen iſt zu beachten: Die Zapfanlage darf als Ständer am 
Rande des Bürgerſteiges oder an anderen geeigneten Stellen der Straße aufgeſtellt 
werden. In dieſem Falle darf Mineralöl nicht mittels Kannen, ſondern nur durch 
einen elektriſch leitend gemachten Schlauch oder eine Rohrleitung abgegeben werden. 
Durch den Schlauch oder die Rohrleitung muß während des Zapfens die leitende 
Verbindung zwiſchen dem Kraftſtoffbehälter und dem unterirdiſchen Tank und damit 
auch mit der Erde hergeſtellt ſein. 

Der Zapfſtänder muß die darin befindlichen Einrichtungen gegen unbefugten Eingriff 
ſchützen. Wenn der Zapfſtänder ſelbſt nicht die genügende Widerſtandsfähigkeit gegen 
Verletzungen durch den Straßenverkehr hat, ſo iſt er durch Prellvorrichtungen zu ſchützen. 

Über die Zuläſſigkeit des Platzes, wo die Aufſtellung ſtattfinden ſoll, entſcheiden 
im übrigen die allgemeinen verkehrspolizeilichen und ſicherheitspolizeilichen Geſichtspunkte. 
Bei der Wahl des Platzes iſt zu beachten, daß etwa verſchüttetes Benzin nicht alsbald in 
einen Abfallſchacht der Kanaliſation hineinfließen kann. Die zugehörigen Tanks können auch 
unter dem Bürgerſteig oder öffentlichen Plätzen liegen. 


IV. 
Zu $ 9 Abi. (8). 
A. Bedingungen für Straßentankwagen im allgemeinen. 

(1) Ein Tankwagen darf nicht mehr als 8000 Liter faſſen können. Behälter von mehr 
als 5000 Liter Inhalt ſind durch Einbau öldichter Wände in mindeſtens zwei Abteilungen 
von je höchſtens 5000 Litern Inhalt zu teilen. 

(2) Die Blechdicken des Behälters müſſen mindeſteus 5 wm betragen. Sie find, wenn 
mit Druckgas gefördert wird, nach den Regeln für die Berechnung von Keſſelblechen zu 
ermitteln. 

(a) Deckel für Einſteigeöffnungen (3. B. am Dom) müſſen dicht ſchließen und gegen 
unbefugtes Offnen geſichert ſein. Sofern der Behälter für Untenentleerung eingerichtet 
iſt, muß jeder Rohranſchluß, der ſich am unteren Teile des Behälters befindet, mit einem 
im Innern liegenden Ventil verſehen ſein, das bei Beſchaͤdigungen der freiliegenden Ab- 


251 


laufrohre den Behälter ſicher abſchließt. Außerdem muß mindeſtens ein außenliegendes 
Abſchlußventil an jedem Ablaufrohr vorhanden ſein. 

Alle Ventile und Hähne an Füll- und Entleerungsleitungen find während der Fahrt 
geſchloſſen zu halten und müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie ſich nicht von ſelbſt lockern 
können. Die Zapf- und Fülleinrichtungen müſſen gegen Beſchädigungen von außen her 
und gegen Hantierungen durch Unbefugte ſicher geſchützt ſein. * 

An jeder Abteilung des Behälters iſt ein Sicherheitsventil gegen Über- und Unter- 
druck im normalen Betrieb und eine genügend große Sicherheitseinrichtung der im 9 4 
Abſ. (2) letzter Satz erwähnten Art gegen Einwirkung eines äußeren Feuers anzubringen. 

(4) Etwaige Inhaltsanzeiger dürfen nicht aus Glas beſtehen. Am Dom des Behälters 
dürfen Eichmarken und Schaugläſer in Geſtalt ſtarker, feſt verſchraubter Glasplatten (nach 
Art der Klinger'ſchen Waſſerſtandsgläſer) angebracht werden. Am Domdeckel oder am 
oberen Teile des Behälters vorhandene Vorrichtungen zum Peilen des Inhaltes ſind ſo 
einzurichten, daß ſie während der Fahrt abgeſchloſſen werden und nicht als Entgaſungs⸗ 
leitungen wirken können. 

(5) Der Behälter muß möglichſt tief im Wagengeſtell eingebaut ſein. 

(s) Der Behälter muß an jeder Seite in deutlicher, haltbarer, weithin lesbarer Schrift 
die Aufſchrift „Feuergefährlich“ tragen. 

() Der Tankwagen muß gut abgefedert und mit mindeſtens einer wirkſamen Bremſe 
verſehen ſein. Soll er als Anhänger eines Kraftwagens befördert werden, ſo muß er Gummi⸗ 
bereifung erhalten. 

(8) Jeder Tankwagen muß mit mindeſtens einem Handfeuerlöſcher verſehen fein, der 
geeignet iſt, einen Brand feuergefährlicher Flüſſigkeiten abzulöſchen. 

() Jeder Wagenführer muß im Beſitz einer Dienſtvorſchrift ſein, die die für ihn in 
Betracht kommenden Beſtimmungen enthält. 

(10) Es müſſen Vorrichtungen vorhanden ſein, um während des Füllens des Tanks 
dieſen mit der Erde leitend zu verbinden. 

B. Bedingungen für Tankkraftwagen mit Verbrennungskraftmaſchinen. 

Außer den Vorſchriften der Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vom 15. März 1923 
(RGBl. I S. 175) und den vorſtehenden allgemeinen Bedingungen gelten für Tankkraft⸗ 
wagen mit Verbrennungskraftmaſchinen folgende Sondervorſchriften: 

1. Der Motor mit dem Vergaſer muß ſich vorn am Kraftwagen befinden. Von 
dem Behälter muß er durch den Führerſitz und von dieſem durch eine eiſerne 


oder eine hölzerne, auf der Mntauin: 
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laufrohre den Behälter ſicher abſchließt. Außerdem muß mindeſtens ein außenliegendes 
Abſchlußventil an jedem Ablaufrohr vorhanden ſein. 

Alle Ventile und Hähne an Füll- und Entleerungsleitungen find während der Fahrt 
geſchloſſen zu halten und müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie ſich nicht von ſelbſt lockern 
können. Die Zapf- und Fülleinrichtungen müſſen gegen Beſchädigungen von außen her 
und gegen Hantierungen durch Unbefugte ſicher geſchützt ſein. 4 

An jeder Abteilung des Behälters iſt ein Sicherheitsventil gegen Über- und Unter- 
druck im normalen Betrieb und eine genügend große Sicherheitseinrichtung der im 9 4 
Abſ. (2) letzter Satz erwähnten Art gegen Einwirkung eines äußeren Feuers anzubringen. 

(+) Etwaige Inhaltsanzeiger dürfen nicht aus Glas beſtehen. Am Dom des Behälters 
dürfen Eichmarken und Schaugläſer in Geſtalt ſtarker, feſt verſchraubter Glasplatten (nach 
Art der Klinger'ſchen Waſſerſtandsgläſer) angebracht werden. Am Domdeckel oder am 
oberen Teile des Behälters vorhandene Vorrichtungen zum Peilen des Inhaltes ſind ſo 
einzurichten, daß ſie während der Fahrt abgeſchloſſen werden und nicht als Entgaſungs— 
leitungen wirken können. 

(5) Der Behälter muß möglichſt tief im Wagengeſtell eingebaut ſein. 

(6) Der Behälter muß an jeder Seite in deutlicher, haltbarer, weithin lesbarer Schrift 
die Aufſchrift „Feuergefährlich“ tragen. 

(7) Der Tankwagen muß gut abgefedert und mit mindeſtens einer wirkſamen Bremſe 
verſehen ſein. Soll er als Anhänger eines Kraftwagens befördert werden, fo muß er Gummi— 
bereifung erhalten. 

(8) Jeder Tankwagen muß mit mindeſtens einem Handſeuerlöſcher verſehen fein, der 
geeignet iſt, einen Brand feuergefährlicher Flüſſigkeiten abzulöſchen. 

() Jeder Wagenführer muß im Beſitz einer Dienſtvorſchrift fein, die die für ihn in 
Betracht kommenden Beſtimmungen enthält. 

(10) Es müſſen Vorrichtungen vorhanden ſein, um während des Füllens des Tanks 
dieſen mit der Erde leitend zu verbinden. 


B. Bedingungen für Tankkraftwagen mit Verbrennungskraftmaſchinen. 

Außer den Vorſchriften der Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vom 15. März 1923 
(RG Bl. I S. 175) und den vorſtehenden allgemeinen Bedingungen gelten für Tankkraft⸗ 
wagen mit Verbrennungskraftmaſchinen folgende Sondervorſchriften: 

1. Der Motor mit dem Vergaſer muß ſich vorn am Kraftwagen befinden. Von 
dem Behälter muß er durch den Führerſitz und von dieſem durch eine eiſerne 
oder eine hölzerne, auf der Motorſeite mit unverbrennlichem Bauſtoff bekleidete 
Schutzwand getrennt ſein, die möglichſt weit nach unten durchzuführen iſt. Die 
Mündung der Auspuffleitung des Motors ſoll vor der Schutzwand, nicht im 
Wagengeſtell unter dem Behälter ſelbſt liegen. 

2. Der Kraftſtoffbehälter iſt unter dem Führerſitz anzuordnen. Der Füllſtutzen 
muß eine wirkſame Vorrichtung gegen Hineinſchlagen einer Flamme (eng- 
maſchige Drahtgeflechte) haben. Dieſe muß im Füllſtutzen derart angeordnet 
ſein, daß ſie durch den Füllſchnabel am freien Ende des Füllſchlauches der 
Zapfſäule oder durch den Schnabel der Füllkanne nicht durchſtoßen oder ſonſt 
verletzt werden kann. 

3. Jeder Tankkraftwagen muß mit elektriſcher Beleuchtung, insbeſondere auch 
für das an ſeiner Rückſeite angebrachte polizeiliche Kennzeichen verſehen ſein. 

V. 
Zu § 12. 

Räume, die eine unmittelbare Verbindung mit ſolchen Treppenhäuſern haben, 
welche den Zugang zu höherliegenden, zum regelmäßigen Aufenthalt oder zum Verkehr 
von Menſchen beſtimmten Räumen bilden, ſowie Räume, die zum Aufbewahren oder 
Lagern von ſelbſtentzündlichen Stoffen, ſowie von Zündwaren, Feuerwerkskörpern oder 
Sprengſtoffen dienen, dürfen zur Lagerung von Mineralölen — auch der Gefahrklaſſe III 
— nicht benutzt werden. Kellerräume dürfen . Lagerung dieſer Mineralöle nur benutzt * 
werden, wenn ſie eine genügende dauernde Lüftung und ausreichende T 1 ae, 
haben. gti e, eee 

Die zur Lagerung von Mineralölen der Gefahrklaſſe III dienenden Räume müſſeft 
mit einem undurchläſſigen, gegen Anbrennen geſicherten Fußboden und mit einer gleichfalls 
undurchläſſigen feuerbeſtändigen Umwehrung verſehen ſein. 


252 


Der durch Tieferlegung der Lagerſohle oder durch Umwallung — bei Lagerräumen 
im Keller oder im Freien auch durch Erhöhung der Türſchwellen — gebildete Raum zur 
Aufnahme der aus den Lagerbehältern etwa auslaufenden Flüſſigkeiten muß für Mineral- 
öle der Gefahrklaſſe III in Lagerräumen mindeſtens ¼ der geſamten Lagermenge und in 
Lagerhöfen mindeftens der für die Mineralöle der Gefahrklaſſen und II zugelaſſenen 
Teilmengen (vgl. Abſchnitt III B. Abſ. (3)) faſſen können. 


ſo iſt die Geſamtmenge als ſolche der Gefahrklaſſe Lin Anal- werten z werden Mineralöle 
der Gefahrklaſſen II und. II- fammengelägert, jo iſt die Geſamtmenge als ſolche der 
(GefaheklaffrIT H Aſiſaß zu bringen. 


WIe 


Zu 8 16. 

Es ſind Maßnahmen vorzuſchreiben, die das Hineingeraten von Mineralölen in 
öffentliche Abwaſſerleitungen unmöglich machen. Wo Mineralöle mit anderen Flüſſigkeiten 
gemiſcht oder verarbeitet werden, welche nach dem Arbeitsvorgange in eine öffentliche 
Abwaſſerleitung eingeführt werden dürfen, iſt vorzuſchreiben, daß die Mineralöle oder 
Reſte davon vorher ſicher ausgeſchieden oder auf anderem Wege gefahrlos gemacht werden. 


VII. 
Zu 8 18. 
(1) Ausnahmen können von den Landespolizeibehörden im Einzelfall zugelaſſen werden, 
wenn beſondere Verhältniſſe dies rechtfertigen. 
(2) Ausnahmen für freiſtehende Tanks hinſichtlich des Schutzſtreifens können insbeſondere 
dann gewährt werden, wenn die Tanks mit einer ſicher wirkenden, im Brandfalle ſich jelbit- 
tätig auslöſenden, von den Behörden anerkannten Feuerlöſcheinrichtung verſehen ſind. 
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Erläuterung und Ausführungs⸗Anweiſung 


zu dem 


Entwurf einer Polizeiverordnung über den Verkehr mit Mineralölen und 
Mineralölmiſchungen und zu den dazu gehörigen Grundſätzen. 


Zu den $$ 1 und 2 gemeinſam und zu Abſchnitt I der Grundſätze. 

() Aufbewahrung iſt die nicht planmäßige, in der Regel nicht für längere Zeit in Aus- 
icht genommene Unterbringung an einer beliebigen, dem Beſitzer des Gegenſtandes ge⸗ 
eignet erſcheinenden Stelle. 

(2) Lagerung iſt die planmäßige, zumeiſt dauernde Unterbringung größerer Mengen. 

(3) Der Flammpunkt iſt die Temperatur, bei welcher in einer beſtimmten Vorrichtung 
hier dem Petroleum-Prober von Abel⸗Pensky) Mineralöle und andere brennbare 
Flüſſigkeiten entzündbare Dämpfe entwickeln. 

(+) Der Polizeiverordnung find nicht unterworfen: 

a) alle nicht brennbaren künſtlich hergeſtellten Miſchungen; 

b) alle brennbaren, aber bei Temperaturen von 159% und mehr ſalbenförmigen 
oder feſten künſtlich hergeſtellten Miſchungen; 

e) von den künſtlich hergeſtellten brennbaren flüſſigen Miſchungen mit feſten in 
den Flüſſigkeiten löslichen Stoffen: 
a) diejenigen, deren Gehalt an Mineralölen nicht mehr als 5 v. H. beträgt; 
6) diejenigen, deren Gehalt an feſten Stoffen 20 v. H. überſteigt, und deren 

Flammpunkt bei 21 und darüber liegt. 


„Dieſe Ausnahmen find unbedenklich, weil ſolche Miſchungen nur noch einen 
geringen Grad von Gefährlichkeit haben. 

Die Bezeichnung „künſtlich hergeſtellte Miſchungen“ ſoll verhindern, daß ſolche Mineral- 
ole, die von Haufe aus ſchon aus verſchie denen Beſtandteilen — z. B. aus verſchiedenen 
Fraktionen — zuſammengeſetzt ſind, als Miſchungen behandelt werden. 

(5) Miſchungen von Mineralölen, die dieſer Polizeiverordnung unterliegen, mit anderen 
brennbaren Flüſſigkeiten ſind, ſofern die Miſchungen einen Flammpunkt unter 100° C 
haben, ſämtlich der Polizeiverordnung unterworfen. Andernfalls könnte man durch kleine 
Zuſätze, die der Verwendbarkeit eines Mineralöls nicht im Wege ſtehen, dieſes Mineralöl 
den Beſtimmungen der Polizeiverordnung entziehen. — Der Polizeiverordnung nicht unter⸗ 
worfen iſt nur der mit Mineralölen vergällte Branntwein. Dagegen unterliegen ihr 
Miſchungen von vergälltem Branntwein mit weiteren Mengen von Mineralölen. 

(6) Die Unterſtellung der Miſchungen unter die Polizeiverordnung hat eine angemeſſene 
Erhöhung der zuläſſigen Lagermengen gegenüber der bisherigen Polizeiverordnung zur 
Folge gel abt (88 5, 6, 7, 8, 11 und 12). Für Wohnſtuben und ähnliche Räume (§ 4) iſt 
die Aufbewahrungsmaonge von Mineralölen der Gefahrklaſſe! herabgeſetzt, weil dieſe hier 
im Falle einer — leicht möglichen — Entzündung beſonders gefährlich ſind, und weil 
gerade von Mineralölen der Gefahrklaſſe I in den erwähnten Räumen nur kleine Mengen 
aufbewahrt zu werden brauchen. f 

(7) Auch für die Zuſammenlagerung von Mineralölen mit Miſchungen und mit 
anderen brennbaren Flüſſigkeiten (8 14) iſt eine angemeſſene Erhöhung der zuläſſigen 
Geſamtlagermenge vorgenommen, um die Ein beziehung der Miſchungen in die Polizei⸗ 
verordnung erträglich zu machen. Das wichtigſte Zugeſtändnis in dieſer Hinſicht iſt aber 
die Herausnahme aller Lacke, Fußboden- und Bohneröle der Gefahrklaſſen JI und II 
aus der Polizeiverordnung. 
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(s) Wegen der Ausnahmen für Mineralöle, die bei + 15° ſchwerer als Waſſer find, 
vgl. die Erläuterungen zu § 18. 

(o) Durch die handelsübliche Bezeichnung der Mineralöle kann die Gefahrklaſſe zumeiſt 
nicht nachgewieſen werden, da ſehr viele Bezeichnungen reine Phantaſienamen ſind, 
und andere, wie z. B. „Naphtha“ in verſchiedenen Gegenden verſchiedene Bedeutung 
haben. Deshalb iſt vorgeſchrieben, daß der Herſteller oder Großverkäufer dem Abnehmer 
ſchriftlich die Gefahrklaſſe angibt, zu der die verkauften Mineralöle gehören. Dieſer 
Vorſchrift kann durch einen Vermerk auf der Rechnung genügt werden. 

Um von vornherein einen Anhalt dafür zu geben, zu welchen Gefahrklaſſen nach dem 
heutigen Stande der Technik und Bezeichnungsweiſe die hauptſächlich im Verkehr vor⸗ 
kommenden Mineralöle gehören, ſind dieſe im Anhang zu dieſer Erläuterung nach ihrer 
Zugehörigkeit zu den drei Gefahrklaſſen zuſammengeſtellt. Dieſe Zuſammenſtellung kann 
ſo wenig erſchöpfend als maßgeblich ſein. 

Entſtehen Zweifel über die Gefahrklaſſe eines Mineralöles, ſo muß der Flammpunkt 
ermittelt werden. 

(10) Die Feſtſetzung der oberen Grenze der Gefahrklaſſe I auf einen Flammpunkt von 
55% C bedeutet gegenüber der früheren Feſtſetzung auf 65° C keine Abänderung; denn 
früher wurde in dieſer Gegend der Flammpunkt allgemein im offenen Tiegel gemeſſen, 
während jetzt überall die Meſſungen im Abel⸗Penſky⸗Petroleumprober vorgeſchrieben 
iſt; einem Flammpunkt von 65° im offenen Tiegel entſpricht aber ein ſolcher von 55° im 
Abel⸗Penſky⸗Prober. 

(1) Der im Abſ. (3) des § 2 erwähnte anerkannte Sachverſtändige, deſſen Flamm— 
punktzeugnis beizubringen iſt, kann ein vereideter Handelschemiker oder auch der Betriebs⸗ 
leiter oder der Chemiker einer Mineralölherſtellungsanlage oder Großhandlung ſein, wenn 
dieſer zur Ausſtellung ſolcher Zeugniſſe von der zuſtändigen Landespolizeibehörde er— 
mächtigt iſt. 

(12) Ein Flammpunkts⸗Zeugnis braucht nicht vorgelegt zu werden, wenn es ſich nur 
um Aufbewahrung von Mineralölen handelt (§ 4 und $ 10). 


Zu § 3. 

(1) Im Abi. (2) iſt nicht gefordert, daß auch Tanks dicht verſchloſſen ſein müſſen, weil 
dieſe beim Füllen und Entleeren mit der Außenluft — gegebenenfalls unter Einſchaltung 
eines Zwiſchenbehälters — in Verbindung ſtehen müſſen. Vgl. Grundſätze Abſchnitte ITI 
C (Ih) und C (2 f.) 

(2) Bei Lagerung in unterirdiſchen Tanks iſt der Inhalt des Tanks an der zugehörigen 
Zapfeinrichtung oder in deren Nähe zu verzeichnen. 

(3) Im Abſ. (3) und ebeuſo in den nachfolgenden Paragraphen iſt die Faſſungsgröße 
von Behältern oder die zuläſſige Lagermenge in Litern angegeben, weil dieſe Angabe 
ſich am leichteſten nachprüfen läßt, und weil außerdem je nach Bedürfnis Mineralöle 
derſelben Gefahrklaſſe mit nicht unbeträchtlich voneinander abweichenden ſpeziftſchen 
Gewichten nacheinander gelagert werden. 

Die Anlage C zur Eiſenbahn-Verkehrsordnung und die Anlage I zur Seefracht⸗ 
Ordnung fordern auf den Verſandſtücken, welche Mineralöle der Gefahrklaſſe I enthalten, 
ebenfalls die Aufſchrift „Feuergefährlich“ und bei Übergefäßen von Glas- und Tongefäßen 
die Aufſchrift „Vorſichtig tragen!“ 

Für die Lagerung gebrauchter leerer Mineralölfäſſer können allgemeine Regeln hin⸗ 
ſichtlich Zahl der Fäſſer und des zugehörigen Abſtandes der Faßſtapel von den Grund— 
ſtücksgrenzen nicht gegeben werden. Eiſerne Fäſſer ſind gefährlich wegen der Möglich- 
keit ihrer Exploſion, wenn ſie in ein Feuer kommen; hölzerne Fäſſer bieten eine große 
Brandgefahr. Für Mineralöle der Gefahrklaſſe I ſind hölzerne Fäſſer gemäß § 3 Abſ. (3) 
nicht zugelaſſen. Der Abſtand der Faßſtapel von den Nachbargrundſtücken iſt nach den 
beſonderen Verhältniſſen zu bemeſſen. Ausreichende Zufahrtwege für Löſchgeräte ſind 
vorzuſehen. Val. Grundſätze Abſchnitt 111 Abſ. (7) und (s). 

(4) Das Wegfließen von etwa verſchütteter Flüſſigkeit und das Einfließen in die Ab⸗ 
wäſſerleitung wird verhindert durch eine dammartige Erhöhung um den die Zapfſtelle um⸗ 
gebenden Fußboden herum oder durch Tieferlegung des ganzen Fußbodens um die Zapf- 
ſtelle herum oder an derjenigen Stelle, wo ſonſt ein Abfluß möglich wäre. Wenn in geringer 
Entfernung Abfallſchächte der Kanaliſation ſich befinden, ſo iſt außerdem ein wirkſamer 
Olabſcheider anzuordnen. 
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Die Straßenzapfſtänder mit Schlauch- oder Rohranſchluß an die Treibölbehälter der 
Kraftwagen gewähren den großen Vorteil, daß eine beſtimmte Menge Mineralöl ohne 
Hantierung mit Meßgefäßen und offenen Kannen aus dem unterirdiſch angeordneten 
Lagertank durch geſchloſſene Rohrleitung oder Schlauch ſofort in die Treibſtoffbehälter der 
Kraftwagen übergeführt wird. Dieſes Verfahren iſt zweifellos ungefährlicher als die 
Aufbewahrung von Benzin für Kraftwagen oder Motorräder in Wohnhäuſern und das 
Einfüllen — häufig mittels offener Kannen — auf den Höfen dieſer Häuſer oder gar in 
den Häuſern ſelbſt. 

(5) Die im Abſ. (7) behandelten leeren Fäſſer ſtellen eine große Gefährdung der Nach- 
barſchaft und u. U. auch des eigenen Betriebes dar; Holzfäſſer kommen heute wohl nur 
noch bei ſchweren Mineralölen der Gefahrklaſſe III oder bei Schmierölen u. dgl. vor. Aber 
auch Eiſenblechfäſſer ſind gefährlich, wenn noch Reſte von Flüſſigkeit darin ſind, die beim 
Verdampfen mit der Luft im Faß ein erplofibles Gemiſch bilden. Um ſolche Gemiſche 
vor Zündung zu bewahren, ſind die Fäſſer, wenn ſie un verſchloſſen auf dem Lagerplatz 
ankommen, ſogleich mit Verſchlußſtopfen zu verſehen. Beim Offnen dieſes Verſchluſſes für 
die Füllung der Faͤſſer an der Zapfſtelle darf natürlich keinerlei offenes Licht oder Feuer 
in der Nähe ſein. Auch die geſchloſſenen Fäſſer können, namentlich, wenn größere Reſte 
von Flüſſigkeit darin zurückgeblieben find, ſobald ſie ſtarkerhitzt werden, durch exploſionsartiges 
Aufplatzen Gefahr bringen. Deshalb muß dafür geſorgt werden, daß die Faͤſſer möglichſt 
entfernt von der Zapfſtelle oder anderen Stellen, an denen ein Brand entſtehen kann, oder 
in einem Schuppen aus unverbrennlichem Bauſtoff (Wellblech, Gipsdielen) verwahrt werden. 

(6) Die Zerlegung der Polizei verordnung in eine eigentliche Polizei verordnung und die 
ihr beigegebenen Grundſätze ſoll die Polizeiverordnung ſelbſt auf das beſchränken, was 
jeder von der Polizei verordnung Betroffene unbedingt wiſſen muß, während alles das, 
was techniſcher Natur iſt und mit der Entwicklung der Dinge, oder auch mit den Ver— 
hältniſſen des einzelnen Falls ſich ändern kann, in Grundſätze zuſammengefaßt iſt, die 
ſich verhältnismäßig leicht ändern laſſen und nach pflichtmäßigem Ermeſſen der zuſtändigen 
Stellen den jeweiligen beſonderen Verhältniſſen angepaßt werden können. Die für den 
einzelnen Fall ſich ergebenden Vorſchriften finden ihren Ausdruck in den Bedingungen, 
unter denen die Erlaubnis zum Verkehr mit Mineralölen erteilt wird. 


Zu § 4. 
e Aufbewahrung von Behältern mit Mineralölen der Gefahrklaſſe I in Treppen⸗ 
gauſern und in den mit dieſen in offener Verbindung ſtehenden Räumen (Korridoren, 
Fluren) iſt verboten, weil bei einem an ſich ſonſt belangloſen Brande im Treppenhauſe die 
dort aufbewahrten Mineralöle mit in Brand geraten und das ganze Treppenhaus ver⸗ 
ſperren können. 

Offene Verbindung zwiſchen Räumen iſt eine Verbindung durch eine Offnung in 
der Wand ohne ſelbſtſchließende feuerhemmende Tür. Unmittelbare Verbindung iſt eine 
Verbindung durch eine Offnung mit Tür in der trennenden Zwiſchenwand. 

(2) Zu den widerſtandsfähigen Blechen gehören auch verzinntes oder verbleites Eiſen— 
oder Stahlblech. 

(3) Zu den ſelbſtentzündlichen Stoffen gehören auch fettige Putzlappen (vgl. im 
übrigen die Aufzählung in der Anlage C zur EVO. Klaſſe II). 


Zu den $$ 5, 6, 9 und 12 gemeinſam und zum Abſchnitt [der Grundſätze. 


(1) Die nicht unbeträchtliche Erhöhung der Lagermengen in den 88 6, 9 und 12 war 
notwendig, — einerſeits infolge Unterſtellung auch der Miſchungen unter die Polizei⸗ 
verordnung, andererſeits infolge der Anforderungen der heutigen Verhältniſſe. ö 

Die Erhöhung war möglich im Hinblick darauf, daß alle Anzeigen über beabſichtigte 
Lagerungen und alle Geſuche um Lagerungs-Erlaubniſſe jetzt durch die Hand des zu— 
ſtändigen Gewerberats gehen müſſen. ö 

Die Ortspolizeibehörden werden angewieſen, alle Anzeigen und Geſuche, auch ſolche 
um Abänderungen von Mineralöl-Lagerungsanlagen, ausnahmslos dem zuſtändigen 
Gewerberat und in den Fällen des § 16 Abf. (3) auch der Berufsfeuerwehr vorzulegen 
und die geſtellten Bedingungen unverändert in die Erlaubnis-Urkunde aufzunehmen. A 

(2) Der $ 5 findet auf die Lagerung von Benzin und anderen Treibſtoffen in den 
Einſtellräumen für Kraftfahrzeuge keine Anwendung. — Die Verwahrung dieſer Treib⸗ 
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flüſſigkeiten in den Vorratsbehältern der Kraftwagen, und zwar ſowohl in den eigentlichen, 
dauernd am Wagen befeſtigten Behältern, als auch in den am Wagen angeſchnallten, 
abnehmbaren Behältern, unterliegt nicht den Vorſchriften im § 5 (ogl. § 16). 

(3) Zu den im $ 5 Abſ. (1) erwähnten „abgetrennten Räumen“ gehören u. a. die dem 
ſtändigen Verkehr entzogenen Räume (Vorratsräume u. dgl.) von Kleinhändlern. 

() Was unter feuerbeſtändiger oder feuerhemmender Bauweiſe zu verſtehen iſt, ergibt 
ſich aus dem Runderlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 12. März 1925 — 
II. 9. 161. — und den danach abgeänderten Bauordnungen. 

(5) Dem ſonſtigen Verkehr unzugänglich iſt ein Grundſtück oder Grundſtücksteil dann, 
wenn durch die Einfriedigung oder andere Maßnahmen nicht allein der Verkehr des 
Publikums ſondern auch der übrigen Bewohner des Hauſes und auch ſolcher Perſonen 
unmöglich gemacht wird, die zwar zu den Angeſtellten des Mineralölhändlers gehören, 
aber in einer anderen Abteilung ſeines Geſchäfts (3. B. Eiſenhandlung) tätig ſind. 

(0) Offen iſt eine Grundſtücksſeite dann, wenn auf ihr die Zuführung von Feuerwehr- 
Fahrzeugen und das Beſpritzen des Grundſtückes durch die Feuerwehr nicht behindert 
iſt. Solche Grundſtücke finden ſich hauptſächlich in ländlichen Bezirken. Da in dieſen die 
Einrichtung von Benzin⸗Zapfſäulen und unterirdiſchen Tanks vorläufig noch nicht lohnt, 
ſo ſind hier der Lagerung auf Grundſtücken mit zwei offenen Seiten, ebenſo wie der Lagerung 
in allſeitig freiliegenden Lagerſtätten ziemlich weitgehende Zugeſtändniſſe zur Förderung 
des Kraftwagen-Verkehrs auf dem Lande gemacht. — Ahnliche Erleichterungen konnten 
auch der Kellerlagerung gewährt werden, wenn das Faß oder der Lagerbehälter durch 
ſeitliche und obere Überſchüttung mit einer 1 m dicken Erdſchicht gegen die Einwirkung 
eines etwa im Keller auskommenden Feuers geſchützt iſt. 

(7) Taſchenlampen find mit Trockenbatterien oder mit Akkumulatoren betriebene trag— 
bare elektriſche Lampen, nicht aber elektriſche Handlampen an beweglichen Kabeln. 

(8) Für Innenbeleuchtung von Kellern und anderen zur Lagerung von Mineralölen der 
Gefahrklaſſe J beſtimmten Räumen ſind Davyſche Sicherheitslampen nicht zugelaſſen, 
weil die bei länger andauernder Benutzung in brennbaren Gemiſchen von Mineralöl, 
dämpfen und Luft mögliche Gefahr des Erglühens des Davy⸗Netzes den hier in Betracht 
kommenden Perſonen zumeiſt nicht bekannt iſt. 

(9) Für die Sohle der Lagerräume iſt ein Fußboden aus Hartholzpflaſter zuläſſig. 

(4%) Die Erdung der Pumpenrohre erfolgt, wenn dieſe — wie es gewöhnlich geſchieht — 
mittelſt Spundloch-Verſchraubung in das Faß eingeſetzt oder bei anderen Lagerbehältern 
feſt und leitend mit dieſen verbunden ſind, durch die Erdung des Lagerfaſſes oder Lager— 
behälters. 

(11) Die Lagerräume für Mineralöle der Gefahrklaſſe I gelten als exploſionsgefährlich 
im Sinne der Errichtungsvorſchriften des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker. 

(12) Ein gewöhnlicher Glasballon enthält rund 50 Liter Flüſſigkeit. 


Zu- dei 8 send 12 gemeinſam und zu Abſchnitt III der Grundſätze. 


(1) Lagerhöfe müſſen wie die in den 55 6 und 12 erwähnten eingefriedigten Grund— 
ſtücke und Grundſtücksteile gegen betriebsfremden Verkehr abgeſperrt ſein: fie haben außer⸗ 
dem um die eigentliche Lageranlage herum im allgemeinen einen Schutzſtreifen d. h. 
einen von feuergefährlichen Betriebsteilen und Anſammlungen brennbarer Gegenſtände 
ſowie von brennbaren Baulichkeiten — wie Holzſchuppen — frei zu haltenden Streifen 
Landes, der ſowohl die Nachbarſchaft gegen die Einwirkung eines Brandes auf der Lager— 
ſtätte als die Lagerſtätte gegen Zündungsgefahr von außen her ſichern ſoll. Dieſer 
Streifen braucht nicht völlig abgeſchloſſen zu ſein, ſondern nur gegen ſolchen Verkehr, 
der den Lagerhof gefährden oder ein auf dem Lagerhof entſtandenes Feuer auf die Nach 
barſchaft übertragen kann. 

Die größten Lagermengen von Lagerſtätten ohne Schutzzonen und die Breiten der 
Schutzſtreifen für die in der Polizeiverordnung zugelaſſenen größten Lagermengen ſind 
feſtgeſetzt unter der Vorausſetzung günſtigſter Verhältniſſe hinſichtlich der an das Lagerungs 
grundſtück herantretenden Nachbargrundſtücke. Daraus ergibt ſich zweierlei: 

a) daß bei duch do hendenſein 5 le Verhältniſſe in der I 

. chaft entweder die Lagermengen herabzuſetzen oder dicke Hr zu verbrei⸗ 
, 75 - een Erſatzmaßnahmen für die fehlende Breite in Geſtalt von Schutzwän— 
den oder dergl. zu treffen ſind. Vgl. Grundſätze Abſchnitt III A und B 2 
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b) daß den die Erlaubnis erteilenden Behörden die Pflicht obliegt, bei Verände⸗ 
rungen in der Bebauung der Nachbarſchaft, die die urſprünglich vorhandenen 
günſtigſten Verhältniſſe verſchlechtern, in die Prüfung über eine ange meſſene 
Abänderung der ſ. Zt. für die Erlaubnis geſtellten Bedingungen einzutreten. 
— Eine hierauf bezügliche Vorbehaltsbedingung iſt in die Erlaubnisurkunde 
aufzunehmen. ; 


Statt der früheren Bezeichnung „Schutzzone“ für den die Lagerſtätte umgebenden 
Gebäudeſtreiſen it das Wort „Schutzſtreifen“ eingeführt, weil die Ortsangabe „auf den 
Schutzſtreifen“ eindeutig iſt, während dic entſprechende frühere Angaoe „innerhalb der 
Schutzzone“ zwei Deutungen zuliez. Wenn der Schutzſtreifen auch fremdes Nachbar⸗ 
gebiet in Anſpruch nimmt, ſo muß auch das Freibleiben des auf dem Nachbargebiet liegen- 
den Teils von brennbaren oder exploſionsgefährlichen Gegenſtänden rechtlich geſichert rein. 

2) Flüſſe und Kanäle können in den Schutzſtreifen dann nicht einbezogen werden, 
wenn auf ihnen ein ſo ſtarker Schiffsverkehr ſtattfindet, daß im Falle eines Brandes auf 
dem Lagerhof oder auf einem Schiffe die am Lagerhof liegenden Schiffe nicht ſchnell 
genug fortgebracht werden können. — Bei den Fahrzeugen auf Gleisanlagen iſt dies 
im allgemeinen nicht zu befürchten. — Die Gleisanlagen können ſowohl die Gleiſe 
der eigenen Lageranlage als die an dieſer entlang führenden Gleiſe eines zuſammen⸗ 
hängenden Juduſtriegeländes ſein. Wenn auf dieſen Gleiſen Lokomotiven verkehren, 
ſo dürfen Abfüllhallen und ähnliche Räume mit Zündungsgefahr in den nach den Gleiſen 
hin gelegenen Wänden keine Offnungen haben. Gleiſe des öffentlichen Eiſenbahnverkehrs 
dürfen nicht im Schutzſtreifen liegen. 

(6) Der gänzliche oder teilweiſe Erſatz des Schutzſtreifens durch feuerſichere Wände 
kann unter Umſtänden mit Vorteil angewandt werden; ſo z. B. bei der Aufbewahrung 
leerer Fäſſer. 

(+) Tanks ſind aus Eiſenblech hergeſtellte ortsfeſte Lagerbehälter, die im Gegenſatz zu 
Fäſſern niemals dicht verſchloſſen ſein können. 

(5) Die Zulaſſung von Baublechen I (Dinorm 1621) zum Bau der Tanks ſtützt ſich auf 
die bei den Verhandlungen über dieſe Polizeiverordnung aus der Erfahrung widerſpruchslos 
beſtätigte Tatſache, daß eine ſichere Fundamentierung der Tanks immer möglich iſt. 

Wenn man die Umwallung des Lagerhofes durch Mauern erſetzt, fo muß dafür 
geſorgt werden, daß das Mauerwerk das Mineralöl nicht aufſaugt (Klinkermauerwerk in 
Zementmörtel), da es ſonſt durch Feuer verhältnismäßig ſchnell zerſtört wird. Mindeſtens 
ebenſo wichtig iſt es, den Mauern eine genügende Standfeſtigkeit gegen die beim Aufreißen 
von Tanks heranflutende Flüſſigkeitswoge zu geben; bei großen Tanks ſind Mauern allein 
nicht ſtandfeſt genug; ſie müſſen durch eine Erdanſchüttung mit der üblichen Kronenbreite 
verſtärkt werden. 

(6) Um die Flüſſigkeitsdämpfe in der Lagerungsanlage möglichſt zurück- und damit 
vom Lagerhof fernzuhalten, empfiehlt es ſich, die Lüftungsrohre an einen Sammel 
behälter anzuſchließen, den man in der warmen Jahreszeit zweckmäßig durch Berieſelung 
kühl halt, und deſſen ins Freie führende Lüftungsrohr die übliche Sicherung gegen ein— 
ſchlagende Flammen durch einen Kiestopf oder durch mehrfache auswechſelbare Davy 
Netze erhält. Davy-Netze ſind Geflechte aus Meſſing⸗, Kupfer- oder einem ähnlichen Draht 
mit mindeſtens 144 Maſchen auf ein Quadratzentimeter bei 0,37 mm Drahtdicke oder 
mit mindeſtens 121 Maſchen bei 0,42 mm Drahtdicke. 

( Für mittlere und kleinere Lagermengen haben ſich in den letzten Jahren immer 
mehr die unterirdiſchen Tanks eingeführt, die bei ſachgemäßer Anlage und bei Im 
Abſtand des Tankſcheitels von der Erdoberfläche gegenüber den oberirdiſchen Tanks 
unverkennbare Vorteile haben, jo vor allen Dingen die völlige Sicherheit gegen einen in 
der Nähe ſtattfindenden Brand, die Aufrechterhaltung einer mittleren Temperatur von 
etwa + 1 bis 10° und die leichte Sicherung gegen Zündung durch Blitzſchlag. 

Wenn unterirdiſche Tanks ſicher geerdet ſind, wenn ihre Entlüftungsrohre und ſonſtigen 
nach oben gehenden Rohre durch Herſtellung aus ſtarkem Stahl, durch Umhüllung bis auf 
mindeſtens 10—25 em Höhe über dem Fußboden mit einem kräftigen Block aus Mauerwerk, 


— Beton oder Eiſenbeton gegen Außenfeuer und mechaniſche Angriffe widerſtandsfähig 


gemacht und durch Kiestöpfe oder Davy⸗Netze gegen Durchſchlagen von Flammen, 
ſowie etwa noch durch Flüſſigkeitsverſchlüſſe gegen Eintreten von Außenluft (in ge 
leertem Zuſtande) geſichert werden, fü iſt, wie auch die Erfahrung in Deutſchland und im 
Auslande gezeigt hat, die Gefahr einer Zündung im Tank ausgeſchloſſen. Die Bedingungen 
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ind deshalb verhältnismäßig günftig geftaltet. Ein Schußiteifertit-richt-geferbeit ; die 
Mineralölmenge in dem über dem Tank etwa befindlichen Abfüllſchuppen kann einen 
Schutzſtreifen erforderlich machen. 

(s) Wenn die Grundwaſſerverhältniſſe das Eingraben der Tanks bis auf ſolche Tieſe, 
daß die Oberkante der Tanks Um unter der Erdoberfläche liegt, nicht geſtatten, jo genügt 
auch ein weniger tiefes Eingraben. Es muß nur überall eine mindeſtens Um dicke Erd— 
überſchüttung vorhanden ſein. Dieſe Überſchüttung kann am Rande eine natürliche Böſchung 
haben oder mit einer Futtermauer eingefaßt ſein. Die Oberfläche der Überſchüttung iſt 
durch dichten Graswuchs oder Pflaſterung oder auf andere Weiſe gegen Eindringen von 
Waſſer möglichſt zu ſichern. 

Oberirdiſche Tanks laſſen ſich für ſehr große Lagermengen nicht gut vermeiden. 

Um bei etwaigen Bränden oder Exploſionen im Tank den entſtehenden Druck 
möglichſt klein zu halten und das Aufreißen an die ungefährlichſte Stelle zu verlegen, 
ordnet man in der Decke ſog. Reißbahnen an, die bei einem verhältnismäßig geringen 
inneren Überdruck aufreißen und den Verbrennungsgaſen einen Ausweg verichaffen. 
Die Reißbahnen müſſen fo ausgeführt ſein, daß ſie nicht etwa ſchon bei einer — trotz 
der dagegen vorgeſehenen Vorrichtungen denkbaren — Luftverdünnung im Tank reißen. 

(10) Wenn nicht volle Sicherheit beſteht, daß die zur Verfügung ſtehende Waſſerleitung 
immer genügend Waſſer gibt, ſo muß für die Berieſelungs- oder Hydrantenanlage ein 
eigenes Waſſerwerk eingerichtet werden. 

(11) Nach den bisherigen Erfahrungen ſcheint das Schaumlöſch-Verfahren in ſeinen 
verſchiedenen Ausführungsarten — ſowohl beweglich als auch ortsfeſt — als Löschmittel 
bei Mineralölbränden gute Dienſte zu leiſten. 

(12) Die Entlüftungsrohre werden nicht mehr wie früher am Tank hinab bis nahe über 
den Erdboden geführt, ſondern man läßt ſie möglichſt hoch über dem Tank ausmünden. 
Dies geſchieht, um die Übertragung eines Feuers, das auf dem Erdboden in dem mit 
Benzindämpfen gefüllten Raum innerhalb der Umwallung durch Schlagen von Funken 
3. B. an den Tankwandungen oder mangels ausreichenden Blitzſchutzes durch Blitzſchlag 
entſtehen kann, durch das Lüftungsrohr hindurch auf das Tankinnere zu verhindern. So 
ergibt ſich eine doppelte Sicherung, da zu dem gleichen Zwecke die Entlüftungsrohre mit 
mehrfachen auswechſelbaren Davy⸗Sieben oder mit mindeſtens gleich wirkſamen mit 
Kies oder mit Raſchig-Ringen oder mit Metalldraht- oder Metallrohrbündeln von be— 
ſtimmter Größe gefüllten Töpfen, ausgerüſtet ſein ſollen. 

(13) Wenn die erſte Druckprobe an einem Tank in der Herſtellungsanlage ausgeführt 
iſt, ſo gilt die darüber ausgeſtellte Beſcheinigung für den Ort der Aufſtellung auch dann, 
wenn der Sachverſtändige hier ein anderer iſt als der Sachverſtändige, der die Druckprobe 
ausgeführt und beſcheinigt hat. 

Die Forderung, daß der Unternehmer von Tankanlagen auf ſeine Koſten nach heſtimmt 
feſtzuſetzenden Friſten (ſpäteſtens alle fünf Jahre) eine Nachprüfung der ganzen Anlage 
auf Dichtheit und ordnungsmäßige Beſchaffenheit und eine Beſcheinigung hierüber 
durch einen anerkannten Sachverſtändigen herbeizuführen hat, iſt in die Erlaubnisurkunde 
für die Anlage aufzunehmen. 

(14) Die Prüfung der Lampen für Außenbeleuchtung kann wegfallen, wenn die 
Lampen zu den allgemein als zuverläſſig anerkannten gehören, oder wenn ſie fo ange- 
ordnet Find, daß eine Zündungsgefahr überhaupt nicht eintreten kann (3. B. bei luftdichtem 
Abſchluß gegen den Lagerraum und bei Speiſung mit ſchwer entzündlichen Olen). 

(15) Bei elektriſcher Innenbeleuchtung ſoll die Länge der im Innern der Räume 
befindlichen Leitungen möglichſt kurz ſein. 

(16) Die Anerkennung der Sachverſtändigen für die Prüfung der elektriſchen und der 
Blitzableiteranlagen, geſchieht durch de zuſtändigen Gewerberat. E. Ne lebe, Sa 
Gulf ee eee 
Zu 8 14. 


(1) Die im Abſ. (1) aufgezählten leicht entzündlichen Flüſſigkeiten, welche nicht zu den 
Mineralölen der Gefahrklaſſe I gehören, haben ſämtlich einen Flammpunkt unter 21e. 
Alle leicht entzündlichen Slüffigkeiten, die einen Flammpunkt von 21° und darüber 
haben, werden, wenn fie Mineralölen in demſelben Raum beigelagert werden, bei 
der Mengenberechnung als Mineralöle der Gefahrklaſſe II gerechnet. 

(2) Der im letzten Abſatz geforderte Schutz gegen Feuerübertragung zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Lagerſtätten kann durch genügenden Abſtand, durch dazwiſchen errichtete 


are len, u ge.. ge, i eee. 
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unverbremnliche Wände und unter Umständen auch ſchon dadurch erreicht werden, 
daß die einander zugewendeten Mauern der Lagerhäuſer maſſiv und ohne Fenſter und 
Türen find, ſowie, daß dieſe Mauern die Dachkanten, falls das Dach nicht unver- 
brennlich iſt, überragen. 
Zu $ 16. 

(1) Zu der Beförderung von Mineralölen auf Eiſenbahnen gehört auch deren Unter— 
bringung in Güterſchuppen und auf Laderampen. ö 

(2) Zu den im Abſatz (s) erwähnten gewerblichen Anlagen gehören auch die Prüfanlagen 
für Motorenfabriken. 


Zu $ 18 und Abſchnitt IV der Grundſätze. 

(1) Die Ausnahmen für Mineralöle, welche bei 15 O ſchwerer als Waſſer find, recht- 
fertigen ſich dadurch, daß ein Brand ſolcher Ole durch Waſſer leicht gelöſcht werden kann. 
Es erſchien richtiger, dieſe Ausnahmeſtellung hier zum Ausdruck zu bringen und nicht 
im $ 2 durch eine abweichende Zuteilung zu den Gefahrklaſſen. Denn ſonſt wäre 
einerſeits der Grundgedanke für dieſe Zuteilung durchbrochen; andererſeits erſchien die 
Gewährung von Ausnahmen nach Lage des einzelnen Falles deshalb angezeigt, weil 
für die Gefährlichkeit einer Mineralöllagerung außer dem Flammpunkt auch noch andere 
Eigenſchaften mitſprechen. 

(2) Gewöhnlich wird es ſich bei Anträgen auf Ausnahmen von dieſer Polizeiverordnung 
um die Zulaſſung ſchmalerer Schutzſtreifen oder größerer Lagermengen handeln, als 
ſie nach Maßgabe der Grundſätze zuläſſig ſind. Hier kommt es darauf an, daß das 
Lagerungsverfahren die Möglichkeit eines Brandes oder einer Exploſion im Lagerbehälter 
mit Sicherheit ausſchließt. a N 

In dieſer Hinſicht ſind Ausnahmen ſchon bislang zugeſtanden worden, und zwar 
zunächſt vornehmlich da, wo die Mineralöle unter flammenſtickenden (Schutz-) Gaſen 
gelagert wurden. Von dieſem Verfahren galt dasjenige von Martini und Hünefe, bei 
dem das Schutzgas zugleich Druckgas (Fördergas) ift, und bei dem alſo, wenn das Schutzgas 
fehlt, auf die einfachſte Weiſe die Förderung unmöglich gemacht wird, lange Zeit hindurch 
bei vielen Stellen als das einzige, welches Ausnahmen zuläſſig erſcheinen lie ß. 

Allmählich kamen aber andere Verfahren auf, welche um der Erſparnis willen mit 
Schutzgas von ganz geringem Überdruck arbeiten und die Förderung der Flüſſigkeit 
durch Pumpen beſorgen, die jo beſchaffen find, daß fie bei Mangel an Schutzgas im Lager⸗ 
behälter nicht anſaugen können. Andere Verfahren arbeiten mit Druckwaſſer derart, 
daß zwecks Förderung von Mineralöl Waſſer in den Tank gedrückt wird. Da dieſer jeder- 
zeit völlig gefüllt iſt, ſo treibt das eingedrückte Waſſer das Mineralöl nach oben zum 
Lagerbehälter hinaus zur Abzapf⸗ oder zur Verwendungsſtelle. Bei dieſem Verfahren 
entſteht im Behälter überhaupt kein Hohlraum, der mit einem exploſiblen Gemiſch von 
Mineralöldämpfen und Luft ſich füllen und nun bei irgendwelcher Zündung zur Exploſion 
und weiterhin zum Brand führen könnte. 

Alle dieſe Verfahren, namentlich diejenigen mit ſchwach gepreßtem Schutzgas, ſind 
in zahlreichen Ausführungen unter Abſtandnahme von der vorgeſchriebenen Schutzzone 
zugelaſſen worden. Über ihre Bewährung liegen ſchon längere Erfahrungen vor. 

(3) Als Zündungsmöglichkeiten kommen in Betracht: 

a) das Hineinſchlagen von Flammen durch die nach außen führenden Rohre, 
wenn keine Flüſſigkeit darin iſt; 

b) die elektriſche Aufladung des bewegten Benzins, wenn ſich dabei Funken 
von ſolcher Größe ergeben, daß ſie das Gasluftgemiſch zünden können; 

c) bei freiſtehenden oberirdiſchen Tanks ein Feuer außen in der Nähe des Tanks, 
das die Bleche in dem oberen nicht mit Flüſſigkeit gefüllten Teile des Tanks 
bis auf die Entzündungstemperatur des innen befindlichen Mineralöldampf⸗ 
Luftgemiſches erhitzt; 

d) endlich bei freiſtehenden Tanks noch Zündungen durch Blitzeinſchlag. 

Das Durchſchlagen von Flammen durch die Rohrleitungen, wenn dieſe mit einem 
brennbaren oder gar exploſiblen Mineralöldampf⸗Luftgemiſch gefüllt find, kann ſicher 
verhindert werden durch mehrfache Davy⸗Netze oder durch mit Kies oder mit Raſchig⸗ 
Ringen oder mit Metalldraht⸗ oder Metallrohrbündeln von beſtimmter Größe ge⸗ 
füllte Töpfe. 
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Zündung durch Blitzeinſchlag kann unter Umſtänden dadurch zuſtandekommen, 
daß der Blitz — beim Fehlen genügend hoher Auffangſtangen — auf die Tankdecke ſchlägt 
und dort etwa befindliche, brennbare oder exploſible Benzindampf⸗Luftgemiſche welche 
durch Austritt von Benzindämpfen aus undichten Mannlochverſchlüſſen oder aus beim 
Peilen oder ſonſt offen gebliebenen Mannlöchern entſtanden ſind, zündet, und daß die 
Zündung durch offene oder undichte Mannlöcher ſich auf das Innere des Tanks überträgt. 
Dieſer Zündung kann durch angemeſſene Blitzſchutzeinrichtungen entgegengetreten werden. 

Über die Möglichkeit einer Zündung durch elektriſche Erregung gingen bis vor kurzem 
die Meinungen noch auseinander. An zwei verſchiedenen, im Betriebe befindlichen An⸗ 
lagen mit Strömungsgeſchwindigkeiten bis zu 4 m/sec. ausgeführte Verſuche, bei denen 
eine elektriſche Aufladung des Beuzins, auch wenn fie hinter der Pumpe noch nachweisbar 
war, im Tank niemals feſtgeſtellt wurde, haben die erforderliche Aufklärung gebracht: 
bei ordnungsmäßiger Erdung der Rohrleitungen und der Tanks iſt in dieſen eine elektriſche 
Zündung nicht zu befürchten. 

(4) Für die Verhinderung von Exploſionen kann noch die Möglichkeit von Bedeutung 
ſein, nämlich bei genügend hoher Temperatur — die bei unterirdiſcher Lagerung im all 
gemeinen nicht unter ＋ 1 bis 10° C ſinkt — und bei angemeſſener Behandlung der in die 
Tanks bei deren Entleerung eingeſaugten Luft mit Benzin oder Benzol das Ge miſch von 
Luft- und Benzindampf immer oberhalb der verhältnismäßig niedrigen oberen Exploſions 
grenze zu halten. Von einigen Seiten wird behauptet, ein zuverläſſiges Verfahren zur 
ſicheren Lagerung auf dieſer Grundlage bereits zu beſitzen. Hierfür ſcheint indeſſen noch 
kein ſicherer Beweis erbracht zu ſein, am wenigſten bei Benzol, das nicht ſo leicht verdampft 
wie Benzin und ein weiteres Exploſionsgebiet (2,5 bis 7% ) als Benzin (2,4 bis 4,9%) 
beſitzt. Übrigens erweitert ſich bei exploſionsfähigen Gasgemiſchen das Exploſionsgebiet 
mit der Vergrößerung des Raums, der Erhöhung der Temperatur und der Zunahme 
des Druckes. 

Zu 8 19. 


Verſtöße gegen die Bedingungen einer Lagerungserlaubnis unterliegen den Strafen, 
die für Uebertretung der Polizeiverordnung feſtgeſetzt ſind. 


Anhang zur Erläuterung. 
au Erläuterung. 


Zuſammenſtellung 


einiger hauptſächlich im Handel vorkommenden Mineralöle und Mineral 
ölmiſchungen nach ihrer Zugehörigkeit zu den im § 2 der Polizeiverordnung 
angegebenen Gefahrklaſſen. 


Zur Gefahrklaffe I werden u. a. gerechnet: 

1. Rohpetroleum (Rohnaphtha, Erd- und Steinöl), Petroleumäther, Petroleum— 
benzin, Leichtbenzin zum Waſchen und zur Löſung von Fetten, Harzen und 
dergl., Leichtbenzin für Treibzwecke und Beleuchtungsanlagen; 

2. Benzol, Toluol u. dgl.; 

3. manche Iſolier- und Tauchlacke, ſowie manche mit Leichtbenzin verſetzten 
Benzinlacke, Sikkati ve, Fußbodenlacke, Laſurlacke u. dgl. 


Zur Gefahrklaſſe II werden u. a. gerechnet: 
J. Leucht- und Heizpetroleum und die meiſten anderen Leuchtöle, Putzöle 
(Benzin putzöle), Schwerbenzine zur Herſtellung von Lacken u. dgl., 
2. Kylol, Kumol, Solventnaphtha u. dgl. 
Zur Gefahrklaſſe III werden u. a. gerechnet: 


1. einige Arten hochſiedender Leuchtöle, manche Solaröle, die meiſten Gasble; 
2. mehrere Heizöle, Treiböle, z. B. für Dieſelmotoren, ſowie ſchwere Teeröle; 
3. hochſiedende Putzöle, Vaſelinöle, helle und dunkle Paraffinöle. 
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Anlage 
(zu § 8 Abſ. (1) der Verordnung) 


Zuſammenſetzung und Aufgaben des Mineralöl⸗ 
Verkehrs⸗Ausſchuſſes. 


1. Der für die Weiterbildung der im § 3 Abſ. (1) erwähnten Grundſätze eingeſetzte 
Mineralöl-Verkehrs⸗Ausſchuß beſteht bis auf weiteres aus: 
zwei Vertretern des Miniſteriums für Handel und Gewerbe (Sachbearbeiter 
und Techniſche Deputation für Ge werbe), 
einem Vertreter des Verbandes der deutſchen Berufsgenoſſenſchaften, 
einem Vertreter der drei Feuerwehr-Verbände, 
einem Vertreter der drei Verbände der Feuerverſicherungs-Unternehmungen, 
zwei Vertretern des Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie, davon einer 
der Fachgruppe Kohlenwertſtoffe, Erdöle und verwandte Erzeugniſſe, 
einem Vertreter des Zentralverbandes des Deutſchen Großhandels. 


Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter beſtellt. 


Der Ausſchuß kann nach Bedarf Unterausſchüſſe bilden. Zu den Beratungen der 
Unterausichüffe können auch Sachverſtändige hinzugezogen werden, die dem Mineralöl 
Verkehrs⸗Ausſchuß nicht angehören. 


Der Ausſchuß gibt ſich ſeine Geſchäftsordnung nach dem vom Miniſter für Handel 
und Gewerbe vorgelegten Entwurf ſelbſt. 


2. Dem Ausſchuß wird ferner übertragen: 


a) Die Begutachtung der Bauarten von Tankanlagen und Straßenzapfſtändern 
zwecks allgemeiner Anerkennung durch die oberſte Landesbehörde. Geſuche 
um Erlaubnis von Mineralöl-Lagerungsanlagen ſolcher anerkannten Bauarten 
bedürfen nicht mehr einer techniſchen Prüfung durch die zuſtändigen Stellen, 
ſondern nur noch einer Prüfung der Zuläſſigkeit mit Rückſicht auf die ört⸗ 
lichen Verhältniſſe. 4 


b) Die Begutachtung von Fragen von allgemeiner Bedeutung, die ſich auf 
Mineralöl-Lagerungsanlagen, Straßenzapfſtänder und Lampen für Mineralöl- 
lager ſowie von Straßentankwagen beziehen. 


Entwurf 


einer 


Geſchäfts ordnung des Mineralöl⸗Verkehrs⸗Ausſchuſſes. 


1. Der Vorſitzende, im Falle feiner Behinderung fein Stellvertreter, führt die 
Geſchäfte des Mineralöl-Verkehrs⸗Ausſchuſſes, vertritt ihn nach außen und beruft und 
leitet die mündlichen Beratungen. Der Vorſitzende kann ſich in der Führung der laufenden 
Geſchäfte auch durch ein anderes Mitglied oder ſtellvertretendes Mitglied vertreten laſſen. 

2. Alle ſchriftlichen Mitteilungen ergehen in der Regel nur an die Mitglieder, 
denen es überlaſſen bleibt, ihre Stellvertreter zu benachrichtigen. 

3. Der Ausſchuß faßt ſeine Beſchlüſſe mit Zweidrittelmehrheit, bei mündlichen 
Beratungen mit Zweidrittelmehrheit der anweſenden Mitglieder. 

Stimmberechtigt ſind die Mitglieder oder die von ihnen beauftragten Stellvertreter. 

4. Eine mündliche Beratung des Ausſchuſſes (Ausſchußverſammlung) findet 
in der Regel einmal jährlich ſtatt. Weitere Verſammlungen ſind auf Antrag eines Mit- 
gliedes anzuberaumen, wenn der Antrag nach Bekanntgabe von 2/; der Mitglieder unter- 
ſtützt wird. 

5. Die Einladungen zu Ausſchußverſammlungen ſollen in der Regel zwei Wochen 
vor dem Sitzungstage ergehen. 

6. Zur Teilnahme an den Ausſchußverſammlungen ſind ſowohl die Mitglieder als 
auch ihre Stellvertreter berechtigt. (Vgl. auch Ziff. 3 Abſ. 2.) 

7. Ausſchußverſammlungen ſind beſchlußfähig, wenn nach rechtzeitiger Einladung 
mindeſtens fünf Mitglieder oder deren beauftragte Stellvertreter, darunter der Vorſitzende 
oder ſein Stellvertreter, anweſend ſind. Iſt eine Ausſchußverſammlung beſchlußunfähig, 
ſo iſt eine zweite mit der gleichen Tagesordnung ordnungsmäßig einberufene Verſammlung 
in jedem Falle beſchlußfähig. 

8. Der Vorſitzende kann in geeigneten Fällen ſchriftliche Abſtimmung herbei— 
führen, wenn kein Mitglied dagegen Einſpruch erhebt. 

Über Anträge auf Zulaſſung von einheitlichen Bauarten für unterirdiſche Tank⸗ 
anlagen, Straßenzapfſtänder, Straßentankwagen oder techniſchen Einzelheiten an 
Lagerungsanlagen, auch von Lampen für Mineralöllager, wird in der Regel ſchriftlich 
abgeſtimmt. 

9. Für ſchriftliche Abſtimmungen wird in der Regel eine Friſt von drei Wochen 
geſtellt; doch bleibt es dem Vorſitzenden überlaſſen, in eiligen Fällen eine kürzere Friſt, 
mindeſtens aber von einer Woche, feſtzuſetzen. 

Berückſichtigt werden nur die innerhalb dieſer Friſt abgegebenen Stimmen. 

10. Jedes Bedenken gegen einen Antrag gilt als Ablehnung, wenn es von der 
Mehrheit der Mitglieder geäußert wird. Erſcheint ein gegen einen Antrag geltend gemachter 
Grund beſonders wichtig, ſo kann der Vorſitzende eine erneute ſchriftliche Abſtimmung 
unter Mitteilung der geltend gemachten Bedenken herbeiführen. 

11. Bei Anträgen über die Zulaſſung von einheitlichen Bauarten für unterirdiſche 
Tankanlagen, Zapfſtänder, Straßentankwagen oder techniſchen Einzelheiten an Lagerungs⸗ 
anlagen (vgl. Nr. 8 Abſ. 2) wird zur Vermeidung unnötigen Schreibwerks im allgemeinen 
die Zuſtimmung der Mitglieder zu dem Vorſchlage des Vorſitzenden angenommen, wenn 
eine Außerung innerhalb der geſtellten Friſt nicht eingegangen iſt. Der Vorſitzende hat 
in ſeinen Zuſtellungen hierauf beſonders hinzuweiſen. 
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